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der Neufassung des Zustimmungsgesetzes zum 

Kirchenmitgliedschaftsgesetz der EKD und des Archivgesetzes 
Vom 24. Februar 1989 

Nach Artikel III Nr. 1 des Kirchengesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Zustimmungsgesetzes zum Kirchengesetz der EKD 
über die Kirchenmitgliedschaft und zur Änderung des Archivge­
setzes vom 28, Januar 1989 (GVOBL S. 48) werden nachstehend 
das Zustimmungsgesetz zum Kirchenmitgliedschaftsgesetz der EKD 
und das Archivgesetz in der ab 1. März 1989 geltenden Fassung 
bekanntgemacht. 

über die Kirchenmitgliedschaft, das kirchliche Meldewesen 

und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder 

(Kirchengesetz über die Kirchengmitgliedschaft) 

Nordelbisches Kirchenamt 

Kramer 

Artikel 1 

Die Synode stimmt dem Kirchengesetz der Evangelischen Kirche 
in Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft, das Kirchenmelde­
wesen und den Schutz der Daten der Kirchenmitglieder {Kirchen­
gesetz über die Kirchengmitgliedschaft) vom 10. November 1976 
nach Art. 10 b der Grundordnung der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zu. 
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Artikel 2 

Die Kirchengmitglieder sind verpflichtet, die Daten und Angaben 
mitzuteilen. die für die Durchführung, Dokumentation und Beur­
kundung von Amtshandlungen erforderlich sind. 

Artikel 3 

Die Kirchengmirglieder haben aufgrund von Artikel 11 Abs. 1 der 
Verfassung das Hecht sich einer anderen Kirchengemeinde als der 
Wohnsitzkirchcngc111c·i11dc anzuschließen. Wer in dicsn neuen 
Kirchengemeinde an der Kirchenvorstandswahl teilnehmen uder in 
ihr ein durch die Yerfassung geregeltes Amt übernehmen 1\'ill. muß 
seine Gemeinzugehörigkeit förmlich ändern. Die Kirchenleitung 
regelt das Verfahren durch Rechtsverordnung. 

Artikel 4 

Weitere Ergänzungs- und Durchführungsbestimmungen erläßt 
die Kirchenleitung durch Rechtsverordnung. 

Artikel 5 

(Geltungsbeginn, Aul5erkrafttrcten) 

Kirchengesetz 
über das Archivwesen (Archivgesetz) 

§ 1
Aufgaben 

Das Archivwesen dient der Sicherung und Erhaltung des Archiv­
guts der Kirchengemeinden, der Kirchengemeindeverbände. der 
Kirchenkreise, der Kirchenkreisverbände, der Nordelbischen Kir­
che und der Dienste und Werke. 

§ 2
Archivgut 

Archivgut ist das im Eigentum der in § 1 genannten Körperschaf­
ten stehende amtliche Schriftgut, soweit es auf Dauer aufbewah­
rungswürdig ist und nicht mehr für die laufenden Amtsgeschäfte 
benötigt wird. 

§ 3
,\ufsicht, Genehmigung 

(1) Unbeschadet des Eigentums am Archivgut führt das :\ordel­
bische Kirchenamt die Rechts- und Fachaufsicht über die \·erwal­
tung des Archivguts der Kirchengemeinden, der Kirchengemeinde­
verbände. der Kirchenkreise. der Kirchenkreisverbände und deren 
Diensten und Werken. Die Fachaufsicht des Nordelbischen Kir­
chenamtes über die Kirchengemeinden und Kirchengemeindever­
bände erfolgt im Benehmen mit dem zuständigen Kirchenkreis­
vorstand. 

(2) Veräußerungen und Veränderungen von Archivgut der in
.\hsatz 1 genannten Körperschaftrn und 11ienststellen bedürfen der 
c;cnehmigung durch das Nordelbischc l<irchenamt. 

§ 4
Nordelbisches Archivgut 

(1) Das im Eigentum der Nordelbischen Kirche und ihrer Dien­
ste und Werke stehende Archivgut verwaltet das Nordelbische 
Kirchenamt durch das Nordelbische Kirchenarchiv. 

(2) Das !\"ordelbische Kirchenamt übernimmt die Verwaltung
des in den ehemaligen Landeski rchen Eutin. Hamburg und Lübeck 
bis zum 31. Dezember 1976 erwachsenen Archivguts der kirchli­
chrn Organe. 

§ 5
Ausführungsverordnungen 

Die Kirchenleitung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
eine Benutzungsordnung, Gebührenordnung, Aktenordnung und 
Kassationsordnung zu erlassen. Sie kann diese Ermächtigung durch 
Rechtsverordnung auf das Nordclbischc Kirchenamt übertragen. 

§ 6
1 Inkrafttreten) 

Übersicht· 

Rechtsverordnung 
über das Kirchenbuch- und Meldewesen 

sowie zur Kirchenmitgliedschaft 
(KMKMVO) 

Vom 17. r�bruar 1989 

I. Gemeindezugehörigkeit

A. Erwerh der Kirchenmitg l iedschaft  durch Aufnahme

§ 1 Antrag
§ 2 Aufnahmestellen
§ 3 Entscheidung über die Aufnahme
§ 4 Dokumentation und Mitteilung

B. Änderung der Gemeindezugehörigk eit
(Umgemeindung)

§ S Antrag
§ 6 Mitteilung über Umgemeindung
§ 7 Umgemeindungen über die Grenzen der Nordelbischen

Ev.-Luth. Kirche
§ 8 Fortdauer und Beendigung

II. Kirchenbuchführung

A. Begr iffsbest immungen

§ 9 Kirchenbücher
§ 10 Bescheinigungssarnmlung
§ 11 Sakristcivcrzcichnis
§ 12 Kirchenbuchführende Stellen
§ 13 Kirchenbuchführer

B. Formvorschri ften

§ 14 Form der Kirchenbücher
§ l S Schreibmittel, äußere Gestaltung

C. Einzelhei ten zur Führung  der Kirchenbücher

§ 16 Örtliche Zuständigkeit für die Eintragung in die Kirchenbücher
§ 17 Benachrichtigung über Amtshandlungen
§ 18 Eintragungsverfahren
s 1 Q Berichtigungen und Ergänzungen
s 20 Annahme als Kind; .'\/amensändcrung

D. Aufbewahrung der  Kirchenbücher

§ 21  Aufbewahrung der Kirchenbücher

E. Abschriften. Auszüge, A uskünfte

§ 22 Abschriften aus Kirchenbüchern
§ 23 Form der Abschriften
§ 24 Auszüge aus Kirchenbüchern
§ 25 Erinnerungsblätter
§ 26 Frtl'ilung von Auskünfkn; Einsichtnahme
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III. Meldewesen und Statistik

A. F ührung und Bericht igung der  Gemeindeglieder-
verzeichnisse

§ 27 Führung von Gemeindegliederverzeichnissen
§ 28 Verfahrensfragen
§ 29 Datenübermittlung von den Kommunen

B. Ergänzung der Gemeindegl iederverzeichnisse durch
Amtshand! ungsda ten

§ 30 Mitteilungspflicht bei Amtshandlungsdaten
§ 31 Verfahren der Mitteilung
§ 32 Nacherfassung
§ 33 Aufbewahrung von Belegen
§ 34 Innerkirchlicher Datenaustausch (JKIDA)

C. Datenübermitt lung an die Kommunen; Auskünfte

§ 35 Datenübermittlungen an die kommunalen Melderegister
§ 36 Verfahren der Datenübermittlungen
§ 37 Mitgliedschaftsbescheinigungen
§ 38 Auskünfte aus den Gemeindegliederverzeichnissen

D. Stat istik

§ 39 Statistische Auswertungen

IV. Schlußbestimmungen

§ 40 Ausführungsbestimmungen; Übergangsregelung
§ 41 Inkrafttreten
§ 42 Außerkrafttreten

Anlagen 1 - 9 

Aufgrund von Artikel 3 und 4 des Kirchengesetzes über die 
Zustimmung zum Kirchengesetz der Evangelischen Kirche in 
Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft in der Fassung des 
Kirchengesetzes vom 28. Januar 1989 (GVOBI. S. 48) hat die 
Kirchenleitung in Ergänzung und zur Durchführung des Kirchen­
gesetzes über die Kirchenmitgliedschaft vom 10. November 1976 
(ABI-EKD S. 289) die folgende Rechtsverordnung erlassen: 

1. Gemeindezugehörigkeit

A. Erwerb der  Kirchenmitgliedschaft durch Aufnahme

§ 1
Antrag 

(1) Kirchenmitglied der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche ist jeder
getaufte evangelische Christ, der seinen Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt im Bereich der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 
hat, es sei denn, daß er einer anderen evangelischen Kirche oder 
Religionsgemeinschaft angehört. 

(2) Kirchenmitglieder der Nordelbischen Kirche sind zugleich
Glieder einer Kirchengemeinde der Nordelbischen Kirche, in der 
Regel derjenigen, in deren Gebiet sie ihren Wohnsitz oder gewöhn­
lichen Aufenthalt haben, und Glieder des Kirchenkreises ihrer 
Kirchengemeinde. 

(3) Darüberhinaus kann die Mitgliedschaft in der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche erwerben, 

a) wer in einem anderen chrislichen Bekenntnis getauft ist,

b) wer Mitglied der evangelischen Kirche war und aus ihr ausgetre­
ten ist (Wiederaufnahme).

(4) Die Aufnahme ist in der Regel bei dem Pastor der Wohnsitz­
kirchengemeinde zu beantragen. Vor der Aufnahme sind die Vor­
aussetzungen (Taufe, Wohnsitz, Bekenntnis zur evangelischen Kir­
che) glaubhaft zu machen. 

§ 3
Besondere Aufnahmestellen 

In der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche können mit Zustimmung 
des Nordelbischen Kirchenamtes besondere Aufnahmestellen ein­
gerichtet werden. 

§ 3
Entscheidung über die Aufnahme 

(1) Über die Aufnahme entscheidet der angerufene Pastor unter
Beachtung von Artikel 5 der Verfassu:ig. Die Aufnahme erfolgt 
nach einem seelsorgerlichen Gespräch. Wird die Aufnahme bei 
einem anderen Pastor als der Wohnsitzgemeinde oder bei einer 
besonderen Aufnahmestelle beantragt, so haben der Pastor oder die 
Aufnahmestelle, ehe sie die Entscheidung treffen, den zuständigen 
Pastor rechtzeitig vor der Aufnahme zu benachrichtigen, um ihm 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

(2) Bestehen Bedenken. dem Aufnahmegesuch stattzugeben, so
ist vor einer Entscheidung der Kirchenvorstand zu hören. 

(3) Über die Ablehnung eines Aufnahmeantrages ist der zustän­
dige Propst zu unterrichten. 

(4) Über die Annahme des Aufnahmeantrags unterrichtet der
Pastor den Kirchenvorstand. 

§ 4
Dokumentation und Mitteilungen 

(1) Die Aufnahme ist im Aufnahmebuch (§ 9) zu beurkunden.
Dem Aufgenommenen ist eine beglaubigte Abschrift des Kirchen­
bucheintrags zu erteilen. Eine weitere beglaubigte Abschrift ist dem 
Kirchenvorstand der Wohnsitzgemeinde zu übersenden. 

(2) Für die Mitteilung der Aufnahme an die Meldebehörde und
das zuständige Finanzamt ist der Pastor verantwortlich, bei dem die 
Aufnahme erfolgte. 

(3) Für die beglaubigten Abschriften und die Mitteilung nach
Abs. 2 soll ein Formular verwendet werden (Anlagen 1 und 7). 

B. Änderung der Gemeindezugehör igkeit
(Umgemeindung)

§ 5
Antrag 

(1) Will ein Glied einer Kirchengemeinde der Nordelbischen
Ev.-Luth. Kirche einer anderen als seiner Wohnsitzkirchcnge­
meinde angehören, so hat es einen schriftlichen Antrag an den 
Kirchenvorstand der aufnehmenden Kirchengemeinde zu stellen. 

(2) Der Kirchenvorstand der aufnehmenden Kirchengemeinde
entscheidet unverzüglich über den Antrag. Dem Antrag ist stattzu­
geben, wenn nicht besondere Gründe entgegenstehen. Gleichzeitig 
ist über die Zugehörigkeit zu einem Pfarrbezirk zu entscheiden. Bei 
Ablehnung des Antrags hat der Antragsgsteller innerhalb eines 
Monats nach Zugang des ablehnenden Bescheides das Recht der 
Beschwerde beim Kirchenvorstand der aufnehmenden Kirchen­
gemeinde. 

(3) Mit der Antragsannahme erwirbt das Gemeindeglied alle
Rechte und Pflichten dieser Gemeinde. Die Regelungen über die 
Kirchensteuerpflicht bleiben hiervon unberührt. 
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§ 6
\l ittcilung , 1her Umgcmcindung 

( 1 )  Die aufnehmende Kirchengemeinde hat die erfolgte U rnge­
meindung der Wohnsitzkirchengemeinde des Gemeindeglieds und 
dem aufnehmenden Kirchenkre i s  mitwtcilcn 

(2) Die Umgemeindung ist im Gemeindegliederverzeichnis bei­
der Kirchengemeinden zu wrmerken. 

(3) Bei der Führnng der Gcmc indcgl i L·dcrvcrnichnissc· m i t  f l i !k
\'011 Datem·erarbeitungsanlagcn hat der aufnehmende Kirchenkreis 
die Umgcmeindung an das Rechenzentrum mitzuteilen. 

(4) Für d ie Mitte i l ungen ,,ac·h Ah,; ,  l und '3 ist cltr Vordruc·k nach
Anlage 2 zu verwenden .  

� 7 
Umgemeindungen über d ie  Grenzen der 

Nordelbischen Ev. -Luth .  Kirche 

Urngcnll'i nclungcn über die G rrnzc11 der Nord elbischen E\'. - Luth 
Kirche können durch Vereinbarung mit anderen Gliedkirchen 
abweichend von § 5 und § 6 geregeit 11·erden .  

S 8 
Fortdauer und Beendigung 

( 1) Di,· UmgL'llll' i 11dung d :.1ucrt auch bei einem Wohn,it/WL'Chscl
fort, es sei denn,  d cT Pfarrbezirk , i n  den umgemcindet wurde . und 
der Wohnsitzpfarrbezirk werden idt'ntisch. Der Kirchem orstand 
kann eine Umgerncinclung aufl1ehcn. 1, �·nn eine t'hcrprü fu11g ergibt. 
daE ;iufgrund  d er rüurnlichcn Entfernung eine regclmü!.;igc Tc; l  
nahme am Gemeindeleben nicht mehr möglich ist. § 5 Abs .  2 Satz 4 
gilt entsprechend. 

(2) Die Urngcmcindung c:11dct durc:1 schriftl iche Erk i cm111g des
Gemeindegliedes an den Kirchenvorstand der Kirchengemeinde. 
zu der  die Umgemeindung bestand .  Die Ki rchengemeinde info r-
1nicrt die Wohnsitzkirchcngcm,·indc clc, Gcmcindc:glicdcs und ih rL'll 
eigenen Kirchenkrei s .  § 6 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend . 

lL l{irchcnbuchfi.ihrung 

,'\ . B e g r i ff s b e s t i m m u n g e n  

§ 9
Kirchenbücher 

( l )  Die: Kirchc:i h lichcr cl 1l'nc11 der Beurkundung k irch l i cher
Amtshandlungen. der Ergänz :mg der Korrektur der Gemcindegl i e ­
derverzcichnisse sowie der kirchlich en Statistik. 

(2) In die Kirchc r1bücher sind fo lgltlcic Amt,handlungcn c im:u­
tragen :  

a )  Taufe (Taufbuch, vgl. Anlage 3 ) ,  

b )  Konfirmation  (Konfirmationsbuch, vergl. Anlage 4) , 

c) Trauung (Trauungsbuch ,  vgl. Anlage 5 ) ,

d )  Bestattung (Bestattungsbuch , vgl. Anlage 6i ,

e) Aufnahme in die Kirche (Aufnahmebuch, vgl. Anlage 1 ) .

Die Anlagen sind Bestandteil d ieser Rechtsverordnung.

(3) Die Ein tragung einer Amtshandlung in das Kirchenbuch
beweist, dal1 die Amtshandlung ordungsgemäß vorgenommen wor­
den ist. Ist eine Amtshand lung n icht in  das Kirchenbuch eingetra­
gen worden. so wird ihre Gültigkeit davon nicht berührt. 

( 4) Die im Kirchenbucheintrag genannten Personen erhalten
einen Auszug aus dem Kirchenbuch oder ein Erinn erungsb latt 
gemäls § §  24 und 25. 

§ 10
Rescheinigungss3mm Jung 

( l )  Cber Au stritte und Cbertrille in andere Kirchen bzw. Reli­
gionsgemeinschaften sind Verzeichnisse zu führen. Sie können als 
chronologische Sammlunf! der ::imtlichen Beschein igungen ([\eschci 
n igungssammlungJ geführt werden. 

(2 ) Cber A.u,tritte und Übertritte ist der Kirchenvorstand zu
unt L·ni,_·htcn

§ 1 1
Sakristeivcrzcich nis 

( 1 ) Für jede Kirche oder Kapelle. in der regelmälsig Gottesdienst 
gehalten wird . ist ein Sakriste1verzeichnis zu führen. 

(2) I n  das Sakristcivcr1c· ic l111is s ind c in1u i ragcn :

a) Gottesdienste I einschl Kmdergottesdienste. Passionsgottesdien­
ste Woch enschlußgonesdienste) und gottesdienstliche Hand­
lu1112L' ll ,

b) Zah_ der  Gottesdienstbesucher und Abendmahlsgäste (auch bei
Hau,- und Krankenabendmahl ) .

c l  N :1111L: des P1·ccl igers u'1d Liturgl'll . 

dJ Predigttext , 

e) Bestimmung und Ertrag der Kol\ckten und Beckensammlungen.
sukm kein hc·sum!ercs Ko l lektcnbuch gefü hrt wird

(3) Im Sakristeiverzeichnis können auch Amtshandlungen ver­
merk! werden . Der Vermerk ersetzt nicht d ie  Beurkundung im 
Kirl'i!enhuch .  

§ 12
I<irchu1huchführrnclc Stt· lkn 

( 1 )  Kirchenbücher und Bescheinigungssammlung werden grund­
sätzlich für den Bereich einer Kirchengemeinde angelegt und 
gefüh rt .  

(2) Für mehrere Kirchengemeinden innerhalb eines Kirchen­
kreises bzw. Kirchenkreisverbandes können Kirchenbücher und 
Bcschci 11 igungss;1mni lung hci einer gemeinsamen Stelle (Kirchen­
buchamt) angelegt und geführt werden. Diese Tätigkeit der Kir­
chenbuchämter ist Auftragsverwaltung im Sinne ,·on Art. 58 
Vcrfassu ng. 

(3) Kirchenbuchämter können die Kirchenbücher nach einem
von Abs .  1 abweichenden System führen. 

(4) Für Anstalts- und PcrsonalgL' lllCindcn . l<apcllengcrncindcn
sowie Pfarrämter. die nicht einer Ortskirchengemeinde im Sinne 
von Art. 9 Abs. 1 Verfassung zugeordnet sind. wird d ie Kirchen­
buchhi 11 rung cl urch die örtlich zustiindige Kirchengemeinde hz,1 . 
durch das regional zuständige Kirchenbuchamt wahrgen ommen . 
Das Anlegen und Führen eigener Kirchenbücher bedarf der Geneh­
migung des Nordelbischen Kirchenamtes. 

§ 13
Kirchenbuchführer 

( 1 )  Der Kirchenbuchführer ist vom Kirchenvorstand zu bestel­
len. Im Fal le  der Einrichtung von Kirchenbuchämtern bestimmt die 
zuständige Dienststellenleitung einen oder mehrere Kirchenbuch­
führer. 

(2) Die Kirchenbücher werden vom Kirchenbuchführer geführt
Er sammelt die Aus- und Übertrittsbescheinigungen (§ 10 ) .  

(3 )  Die Aufsicht über den Kirchenbuchführer obliegt der  nach 
Abs. 1 zuständigen Stelle. 
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B. Fo rmvo r s c h r i ft e n

§ 14
Form der Kirchenbücher 

( 1 )  Die Kirchenbücher können geführt werden 

a) in Loseblattform, wenn die Kirchenbücher mit Hilfe von Daten­
verarbeitungsanlagen im Verfahren „Automatisierte Kirchen­
buchführung" geführt werden.

b) als vorgebundene Bücher.

c) in Lagen.

Kirchenbücher nach Buchst. a) und c )  sind jahrgangsweise zu
binden. Die Zusammenfassung mehrerer Jahrgänge ist möglich. 
Die Seiten sind durchzunumerieren. 

(2) Für jede Art von Amtshandlungen (§ 9 Abs. 2) ist ein eigenes
Kirchenbuch zu führen . Die Eintragungen erfolgen jahrgangsweise 
unter laufender Nummer nach dem Muster der Anlage 1 sowie 3 bis 
6 oder 9*)  

(3) Die  Kirchenbücher so l len auf  Deckel und Rücken e ine
entsprechende Aufschrift (Taufbuch usw.) tragen.  

(4) Für jedes Kirchenbuch ist ein alphabetisches Namenver­
zeichnis zu führen . In das Namenverzeichnis zum Trauungsbuch 
sind auch die abweichenden Geburtsnamen einzutragen. 

(5) Zur Sicherung der Kirchenbücher muß deren Inhalt als
zeitnah gefertigte Zweitschrift vorhanden sein. 

§ 15
Schreibmittel, äußere Gestaltung 

(1) Die Eintragungen müssen mit dokumentenechten Schreib­
mitteln vorgenommen werden. 

(2) Beginn und Schluß eines Jahrgangs sind in jedem Kirchen­
buch zu kennzeichnen. Für Nachträge oder Hinweise auf Nach ­
träge muß vor den Eintragungen eines neuen Jahres ausreichender 
Raum bleiben. 

(3) Die Gestaltung der mit Hilfe des Verfahrens „Automatisierte
Kirchenbuchführung" erstellten Kirchenbücher bedarf der vorheri­
gen Zustimmung des Nordelbischen Kirchenamtes. 

C .  E in z e l h e i t e n  z u r  F ü h r u n g  d e r  K i r c h e nb ü c h e r  

§ 1 6
Örtliche Zuständigkeit für die Eintragung i n  die Kirchenbücher 

(1) Der Pastor, der eine Amtshandlung vollzogen hat, hat die
unverzügliche Beurkundung durch den zuständigen Kirchenbuch­
führer sicherzustellen .  

(2) Die Beurkundung erfolgt in dem Kirchenbuch derjenigen
Kirchengemeinde, in deren Bereich sie vollzogen worden ist . Kir­
chengemeinden, die mangels eigenen Raumes bei Amtshandlungen 
fremde Einrichtungen außerhalb ihres Bereiches in Anspruch neh­
men, beurkunden die Amtshandlung in Abweichung von Satz 1 im 
eigenen Kirchenbuch. 

(3J Bei Führung gemeinsamer Kirchenbücher (§  12 Abs. 3 )  ist 
die in Abs. 2 Satz 1 genannte Kirchengemeinde zu vermerken. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten auch für Gemeinden und Pfar­
rämter nach § 12 Abs. 4 .  

§ 1 7
Benachrichtung über Amtshandlungen 

( 1 )  Die nicht in der Gemeinde vollzogenen Amtshandlungen. 
der das Kirchenmitglied angchört(e ) ,  sind der Kirchengemeinde des 

''') Anlage 9 vorläufig freibleibend für vorgebundene Kirchenbücher 

Wohnsitzes bzw. der Kirchengemeinde nach § 5 mitzutei len. Bei 
Personen ohne festen Wohnsitz oder mit festem Wohnsitz im 
Ausland gilt als Wohnsitzkirchcngem einde d er letzte inländische  
Aufenthaltsort. 

(2) Die benachrichtigte Kirchengemeinde trägt die gemeldete
Amtshandlung unter Verweisung auf den Kirchenbucheintrag der 
mitteilenden Kirchengemeinde n u r  in das Namensverzeichnis des 
betreffenden Kirchenbuches ein, bzw. sie sammelt die Mitteilungen. 
Sofern eine gemeinsame Stel le  (§ 12 Abs. 2) zuständig i st , ist diese 
zu unterrichten ;  sie nimmt die Eintragung vor. Darüberh inaus sind 
die § § 32 bis 34 zu beachten .  

§ 18
Eintragungsverfahren 

( 1 )  Die in den Anlagen 1 sowie 3 bis 6 aufgeführten Daten sind 
für die Eintragung einer Amtshandlung ri chtig und vollständig zu 
erfassen . Dies erfolgt , soweit möglich, bereits bei der Anmeldung 
zur Amtshandlung auf Formularen gemäß Anlagen l sowie 3 bis 6. 
Soweit s ich die Eintragungen auf d en Inhalt einer standesamtlichen 
oder sonstigen öffentlichen Urkunde gründen, müssen sie mit ihr 
übereinstimmen . 

(2) Der Pastor vervollständigt d ie  Eintragungen in dem Formular
nach Abs . 1 insbesondere um die eigentl i chen Amtshandlungsda­
ten . Er bestätigt mit seiner Unterschrift, daß er die Amtshand lung 
vollzogen hat. Das Kirchen siegel ist bcizudrücken. 

(3) Jede Amtshandlung i st unverzüglich in das Kirchenbuch
einzutragen. Wird das Kirchenbuch in Loseblattform geführt (§ 14 
Abs. 1 Buchst. a )  ). gilt das Formblatt nach Abs. 1 und 2 bis zur 
Ausl ieferung d es gedruckten Kirchenbuches als Urkunde über d ie  
vollzogene Amtshandlung. Ansonsten ist es Grundlage des Eintrags. 

(4) Der Kichenbuchführer ist für d ie  Vollständigkeit der Anga­
ben verantwortl ich. Er bestätigt am Schlug eines Jahrganges die 
Richtigkeit der Eintragungen durch seine Unterschrift und Beidrük­
kung des Kirchensiegels. Er hat die nach § 17 Abs .  l bzw. § § 32 bis 
34 erforderl ichen Mitteilungen unverzügl ich zu veranlassen. 

(.5) Die standesamtl ichen und sonstigen öffentlichen Urkunden 
nach Abs. 1 �atz 2 sind in chronologischer Folge aufzubewahren . 
§ 33 Abs. 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.

§ 1 9
Berichtigungen und Ergänzungen 

(1) Auf Antrag eines Betroffenen oder von Amts wegen is t  das
Ki rchenbuch zu berichtigen , wenn ts unrichtige Eintragungen 
enthält. Auf Antrag eines Betroffenen sind unvol l ständ ige Eintra­
gungen zu ergänzen .  

An laß oder Unterlage der Berichtigung oder Ergänzung sind in 
der Bemerkungsspalte zu vermerken,  Der Vermerk ist vom Ki r­
chenbuchführer unter Angabe des Ortes und des Tages zu unter­
schre iben. Die § § 1 7  und 33 sind entsprechend anzuwenden .  

(2) Änderungen und Berichtigungen müssen so vorgenommen
werden, daß der ursprüngliche Text in keinem Fal l  verändert oder 
unkenntlich wird. Dies gilt nicht bei unzulässigen Eintragungen. 
Diese sind durch Ausschwärzen unkenntlich zu machen und mit 
dem Vermerk zu versehen : . .  Unzulässige Eintragung gelöscht und 
ersetzt durch . . .  " 

(3 ) Hat der Kirchenbuchführer ein Blatt überschlagen oder mufs
er eine irrtümlich begonnene Eintragung abbrechen. so hat er das 
Blatt oder den Eintrag durchzustreichen und den Sachverhalt zu 
vermerken . Es dürfen kcine Bl ätter aus dem Kirchenbuch entfernt 
werden. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Zweitschriften.
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§ 20
Annahme als Kind(Adoption): Namensänderung 

(1) Wurde dem Kirchenbuchführer amtlich mitgeteilt, daß ein
getauftes Kind adoptiert worden ist. ist in die Spalte ,,Bemerkun­
gen' ein entsprechender Vermerk aufzunehmen. Ebenso ist auf 
Antrag der Annehmenden zu verfahren. 

(2) Bei der Erteilung von Abschriften und Auszügen gemäß
§§ 22 bis 24 und 2(1 clürfl'11 als Eltern nur cl ie Annch rncnden
angegeben werden.

/3) Werden Auskünfte erbeten oder persönliche Einsichtnahme 
gewünscht (§ 26), so hat der Kirchenbuchführer sicherzustellen, 
daß keine Tatsache offenbar werden darf. die geeignet ist, die 
Annahme (Adoption) und ihre Umstände aufzudecken. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten sinngemäß auch für andere Fälle
der Namensänderung. 

D. Aufbewahrung dcr Ki rchenbücher

§ 21
Aufl1cwalmmg der KirchenbüchcT 

(1) Die Kirchenbücher einschließlich der Zweitschriften sowie
die Bescheinigungssammlungen s;nd unter Beachtung der Erfor­
dernisse dl's Brandschutzes und des Datenschutzes unter Ver­
schlu is aufzubewahren. 

(2) Die Zweitschriften dürfen nicht in demselben Gebäude mit
den Urschriften verwahrt werden. 

(3) Verantwortlich für die sachgemäße Au!bewahrung ist der
Kirchenvorstand bz\1·. die Dienststellenleitung nach § 13 .-\bs. 1. 

(4) Kirchenbücher und Descheinigungssammlungen, die für die
laufenden Dienstgeschäfte nicht mehr ständig benötigt werden, 
sind dem Archiv zurnführen. Abs. 1 gilt entsprechend. 

E. Abschriften. Auszüge. Auskünfte

§ 22

,\hchriftcn aus Kirchenbüchern 

(1) Abschriften a,,, Kirchenbüchern erteilt der Kirchenbuchfüh­
rer auf Antrag des Berechtigten sowie von Amts \Wgen in Fäl ten des 
§ 4 Abs. 2. Bercchticctc sind

a) Personen, auf dLe sich der Eintrag bezieht, bzw. deren gesetzli­
che Vertreter,

b) Behörden und kirchliche Dienststellen im Rahmen ihrer Zustän­
digkeit.

c) andere Personen, wenn sie ein rechtliches Interesse glaubhaft
machen.

(2) Bei der Ausstellung der Abschriften ist§ 20 Abs. 2. 3 und 4 zu
beachten 

(3) Die f'crtigung von Abschriften kann davon abhängig gemacht
vierdcn, daß der Antragsteller für die Ermittlung der Eintragung 
ausreichende Angaben macht. Ggf. kann Auslagen- und Kosten­
ersatz verlangt werden. 

§ 23
Form der Abschriften 

(1) Abschriften sind vollständige, buchstabengetreue Wieder­
s,2bcn der Kirchenbucheintragungen. Beglaubigte Abschriften haben 
cii'c" Beweiskraft wie die Eintr:igc. na,h denen sie gefertigt 
sind. Ab�cl1riften können auch auf fotomechanischem Wege herge­
,tellt werdc:n; sie dürfen keine weitere Eintragung enthalten. 

{2) Abschriften und beglaubigte Abschriften sind mit der Über­
schrift 
,. (Beglaubigte) Abschrift aus dem ...... buch der Ev.-Luth ...... gemeinde 

. Jahrgang ..... , lfd. Nr ...... " zu versehen. Der Beglaubigungsver-
merk hat folgenden Wortlaut: 

.,Die Übereinstimmung der vorstehenden/umstehenden Abschrift 
mit dem Eintrag im ..... buch wird hiermit amtlich beglaubigt. 

..... den. 

Der Kirchenbuchführer 
(Kirchensiegel) " 

(3) Aufgrund von Zweitschriften sollen Abschriften nur dann
ausgestellt werden, wenn die Urschriften verlorengegangen oder 
unzugänglich sind. Abs. 2 ist entsr,rechend anzuwenden. 

(4) Für Kirchengemeinden und Kirchengemeindeteile, die umbe­
nannt worden sind, ist der Name w benutzen, der bei der Eintra­
gung verwandt wurde. Der neue Name wird in Klammern mit dem 
Zusatz .. jetzt· hi11zugcfiig1 

§ 24
Auszüge aus Kirchenbüchern 

(1) Auszüge aus Kirchenbüchern sind verkürzte Abschriften. Sie
müssen mmdestens enthalten: 

a) als Überschrift: .,Auszug aus dem ..... buch der Ev.-Luth ...... gemein­
de .... ., Jahrgang ..... , lfd. Nr ..... .''; 

b) den vollständigen Namen desjenigen, an dem die Amtshandlung
vollzogen wurde:

c) Tag, Stätte und Ort der Amtshandlung;

d) die Art der ,\mtshandiung.

(2) Kirchenbuchauszüge sind dem Kirchenbuchführe zu unter­
schreiben und zu siegeln. 

§ 25
Erinnerungsblätter 

Erinnerungblätter (gebräuchlich unter Bezeichnungen wie z.B. 
Taufschein, Konfirmationsurkunde, Trauzeugnis) haben den Anfor­
derungen an Kirchenbuchauszüge nach § 24 zu entsprechen. Sie 
unterliegen im übrigen keinen weiteren Formvorschriften und 
können besonders ausgestaltet werden. 

§ 26
Erteilung von Auskünften; Einsichtnahme 

(l) Formlose Auskün fte aus Kirchenbüchern können den nach
§ 22 Abs 1 Berechtigten schriftlich oder mündlich erteilt werden.

(2) Die persönliche Einsichtnahme in Kirchenbücher kann den
nach § 22 Abs. 1 Berechtigten gewährt werden, wenn eine Beein­
trächtigung des Dienstbetriebes damit nicht verbunden ist. Die 
Ausleihe von Kirchenbüchern ist in icdcrn Falle unzulässig. 

(3) Die Einsichtnahme ist zu versagen, soweit dies nach § 20
geboten ist. 

III. Meldewesen und Statistik

A. Führung, Ergänzung und Ber ichtigung der Gcmein­
d egl i e de rve r z e ich n i  s s e

§ 27
Führung von Gemeindegliederverzeichnissen 

(1) Die Kirchengemeinden sind zur Führung eines Gemeinde
gliederverzeichnisses gemäß § 14 des Kirchenmitgliedschaftsgeset­
zes der EKD verpflichtet. Einzelne Aufgaben im Zusammenhang 
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mit der Führung der Gemeindeglicderverzcichnissl' können auf 
Meldewesenstellen (z.B. bei den Kirchenkreisen) übertragen werden. 

(2) Das Gemeindegliederverzeichnis enthält Daten des Kirchen­
mitgliedes und seiner Familienangehörigen. Der Datenumfang ergibt 
sich aus der Verordnung des Rates der EKD über die in das 
Gemeindegliederverzeichnis aufzunehmenden Daten des Kirchen­
mitgliedes mit seinen Familienangehörigen in der jeweils gültigen 
Fassung sowie aus § 30 dieser Verordnung. Zusätzlich sind Umge 
meindungen aufzunchmrn. 

(3) Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 kann die Kirchenlei­
tung nach § 20 Abs. 1 des Kirchenmitgliedschaftsgesetzcs der EKD 
durch Rechtsverordnung Abweichungen von dem Datenumfang 
festlegen. 

(4) Das Gemeindegliederverzeichnis ist mit möglichst geringem
Verwaltungsaufwand in einer Form laufend zu führen, die den 
Datenfluß und Datenaustausch mit dem von der Nordelbischen 
Kirche beauftragten Rechenzentrum gewährleistet. 

(5) Für die Führung von Gemcindegliederverzeichnisscn mit
Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen dürfen insbesondere aus Grün­
den des Datenschutzes nur EDV-Programme verwendet werden. 
die vorher geprüft und vom Nordelhischen Kirchenamt freigegeben 
sind. 

(6) Für den Bereich der Norde lbischen Kirche wird ein Ver­
zeichnis der Kirchenmitglieder mit Hilfe der EDV-·Programme 
„Meldewesen" geführt. Es dient der Bereitstellung von Daten für 
regionale und überregionale Aufgaben sowie der Ermittlung stati­
stischer Angaben, insbesondere der Gcmeindegliederzahlen. Zu­
griffsberechtigt sind die kirchlichen Körperschaften in dem Umfange 
wie ihnen Kirchenmitglieder angehören. 

§ 28
Verfahrensfragen 

(1) Die Daten von Verstorbenen und Weggezogenen werden in
regelmäEigen Abständen aus dem Datenbestand des von der Nor­
delbischen Kirche beauftragten Rechenzentrums entfernt und archi­
viert. Daten von Ausgetretenen, für deren Speicherung keine Rechts­
gnmdlagc besteh!, werden im Rechenzentrum unverzüglich aus 
dem Datenbestand entfernt. 

(2) Für alle weiteren Verfahrensfragen im Zusammenhang mit
dem Verzeichnis der Mitglieder der Nordelbischen Kirche ist das 
Nordelbische Kirchenamt 1uständig. 

(3) Zur Abstimmung mit den Kirchenkreisen und Kirchenge­
meinden können vom Nordelbischen Kirchenamt Meldewescn­
arbeitsgruppen eingerichtet werden. 

§ 29
Datenübermittlung von den Kommunen 

(1) Für die Organisation der Datenübermittlung an die Kirche
auf der Grundlage der melderechtlichcn Bestimmungen des Bundes 
und der Länder ist die jeweils betroffene kirchliche Körperschaft 
zuständig. Bei unklaren oder übergreifenden Zuständigkeiten ent­
scheidet das Nordelbische Kirchenamt. 

(2) Sollen mit den Meldebehörden oder von ihnen beauftragten
Stellen Vereinbarungen oder Absprachen getroffen werden, die die 
Organisation der Datenübermittlung zum Gegenstand haben, so 
sind das Nordelbische Kirchenamt und das von der Nordclbischen 
Kirche beauftragte Rechenzentrum rechtzeitig vorher zu beteiligen. 

(.3) Vereinbarungen, die eine automatisierte Datenübermittlung 
beinhalten, bediirfen der vorherigen Zustimmung des Nordelbi­
schen Kirchenamtes. 

ß. Ergänzung  d er Gemeindegliedervcrzeichni sse durch 
Amtshandlungen 

§ 30
Mitteilungspflicht bei Amtshandlungsdaten 

(1) Kirchengemeinden. deren Gemeindegliedcrverzeichnisse mit
Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen geführt werden, sind ver­
pflichtet, nach der Beurkundung einer Amtshandlung aus den 
Kirchenbüchern bzw. Beschein igungssammlungen die Datrn an 
das von der Nordelbischen Kirche beauftragte Rechenzentrum 
mitzuteilen, die im Verfahren „Kirchliches Meldewesrn" zur Ergän­
zung und Berichtigung der Gememdegliederverzeichnisse sowie für 
die Erstellung der kirchlichen Statistik benötigt werden. Satz 1 gilt 
entsprechend für Mitteilungen über den Kirchenaustritt und 
Übertritte< 

(2) Den Umfang der mitzuteilenden Daten legt das Nordelbische
Kirchenamt unter Berücksichtigung der Verordnung zu§ 14 Abs. 1 
Satz 3 des Kirchengesetzes der E I<D über die Kirchen :nitgliedschaft 
vom 10. November 1976 in der jeweils geltenden Fassung fest 

01 

Vnfalm:n der Mitteilung 

Die Mitteilungen haben mit Hilfe des Verfahrens „Automatisierte 
Kirchenbuchführung'' oder bei einer nicht automatisierten Kir­
chenbuchführung mit Hilfe des Verfahrens „Amtshandlungserfas­
sung'' zu erfolgen. 

§ 32
Nachcrfassung 

Für Amtshandlungen. die schon länger zurückliegen oder aus 
anderen Gründen noch nicht an das Rechenzentrum rnitgL'tcilt 
werden konnten, wird eine nachträgliche Erfassung empfohlen. 
Hierbei ist insbesondere auf eine Nacherfassung der kirchenrnit­
gliedschaftsbegründendl'n oder -iindernden Amtshandlungl'n Wert 
zu legen. Es können die Vordrucke nach Anlagen 1 sowie 3 bis 6 
verwendet werden. 

§ 33
Aufbewahrung von Belegen 

(1) Einzelbelege, die der Erfassung von Amtshandlungsdaten in
den Verfahren ,,Automatisierte l<irchenbuchführung· oder „1\rnts­
handlungserfassung" bZ\\·. der Erfassung von Ergänzungen oder 
Berichtigungen gedient haben, sind mit einem Bearbeitungs\'er­
merk (Datum der Erfassung und Namenszeichen des Lrfassers) zu 
versehen und an die Stelle zurückzugeben, die die Erfassung 
veranlaßt hat. Sie dürfen dort erst vernichtet wl'rden, wenn festge­
stellt ist, daß die erfafücn Daten vollständig und richtig in Kirchen­
buch und Gemeindegliederverzeichnis übernommen sind< 

(2) Einzelbelege über Namensänderungen, Adoptionen und
Löschungen sind mit Begründung (Informationsquelle), Namens­
zeichen des Auftraggebers und Bearbeitungsvermerk (Datum der 
Erfassung und '.\!amenszeichen des Erfassers) zu versehen. Diese 
Belege sind bei der Erfassungsstelle aufzubew3hren, solange das 
c;erm:indcglit'cl im Gemeindeglieckrverzcichnis registriert ist. 

§ 3-l­
lnnerkirchlicher Datenaustausch 

(1) Bereits gespeicherte Daten von Gemeindegliedern, die üher
den von Kommunen nach Landesmeldegesetzen gelieferten Daten­
umfang hinausgehen (insbesondere Amtshandlungsdaten), sollen 
bei einem Umzug an die kirchliche Stelle weitergegeben werden. 
bei der das Gemeindeglied zuzieht. 

(2 i Oie F.iruelheiten des Verfahrens 1 ,,gelt das Nordelbische 
Kirchenamt. 
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(3) Alle kirchenmitgliedschaftsrelevanten Tatsachen sollen der
Taufkirchengemeinde mitgeteilt werden, sofern sie ermittlbar ist. 
Diese trägt die Angaben als Randvermerk in das Taufbuch ein. 

C. Datenübermitt lungen an d ie Meldebehörden; Aus­
künfte

§ 35
Datcnühermittlungen an die Meldebehörden 

(1) Damit eine ordnungsgemäße Eintragung der rechtlichen Zuge­
hörigkeit zur Norcklbischcn Ev.-Luth. Kirche in den kommunalen 
Melderegistern erfolgen kann. sind die Kirchenbuchführer ver­
pflichtet, Taufen, Aufnahmen und andere Ereignisse, durch die sich 
eine Zugehörigkeit zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche begründet 
(z.B. Konfirmation nach Taufe bei einer anderen Konfession), nach 
ihrer Beurkundung der Stelle zu melden, die für die Fortschreibung 
der kommunalen Melderegister zuständig ist (Meldebehörde). 

(2) Entsprechendes gilt für bereits zurückliegende mitgliedschafts­
begründende Ereignisse. sofern das Gemeindeglied nicht oder nicht 
richtig im Gemcindcgliedervcrzeichnis registriert ist. 

(3) Gleichzeitig mit der Meldebehörde ist das Finanzamt zu
unterrichten. 

(4) Spätestens nach einem Jahr ist zu überprüfen, ob die Mel­
dung nach Abs. 1 und 2 zu einer entsprechenden Änderung im 
Gemeindegliederverzeichnis geführt hat. Ist dies nicht geschehen, 
ist die Meldebehörde zu erinnern. 

(5) Erklärt sich die Meldebehörde nicht bereit, die Meldungen
nach Abs. 1 und 2 entgegenzunehmen bzw. sie zu bearbeiten, ist 
umgehend das Nordelhische Kirchenamt zu informieren. 

§ 36
Verfahren der Datenübermittlungen 

(1) Für die Datenübermittlungen nach § 35 Abs. 1 bis 3 ist der
Vordruck nach Anlage 7 zu verwenden, der bei den Kirchenkreis­
verwaltungen kostenlos zu beziehen ist. 

(2) Der Vordruck ist möglichst in Maschinenschrift auszufüllen.
Das Original hat - soweit nicht der Kirchenkreis zuständig ist - die 
Kirchengemeinde, in der die Amtshandlungen vollzogen wurden, 
der Meldebehörde zuzuleiten. Dabei ist zu beachten, daß die 
Rückseite de, Originals zu unterschreiben und zu siegeln i:,t Eine 
Durchschrift geht an das zuständige Finanzamt. 

(3) Die Durchführung dieser Bestimmungen wird im ffahmen
der Aufsicht durch den Kirchenkreis überprüft. 

(4) Über Abweichungen von dem Verfahren nach Abs. l und 2
entscheidet das Nordelbische Kirchenamt. 

§ 37
Mitgliedschaftsbescheinigungen 

(1) Gemeindegliedern ist durch die Stelle, die das Gemcindcglie­
dcrverzcichnis führt, auf Verlangen die Zugehörigkeit zur Nordei­
bischen Ev.-Luth. Kirche zu bescheinigen. Die Bescheinigungen 
sind auf der Grundlage des Inhalts des Gemeindegliederverzeich­
nisscs unter Verwendung eines Vordrucks (Anlage 8) zu erstellen. 

(2) Bescheinigungen über das Nichtvorliegen einer Mitglied­
schaft werden nicht ausgestellt. Das weitere Verfahren. insbeson­
dere hinsichtlich § 19 des Kirchengesetzes der Evangelischen 
Kirche in Deutschland über die Kirchenmitgliedschaft. regelt das 
Nordelbische Kirchenamt. 

§ 38
Auskünfte aus den Gemeindegliederverzeichnissen 

( 1) Bei Auskünften aus Gemeindegliederverzeichnissen für kirch-
1 i,:he Zwecke sind die kirchlichen Datrnschutzbestimmungen zu 

Angaben beziehen, bzw. deren gesetzlicher Vertreter Auskünfte 
über im Gemeindegliederverzeichnis gespeicherte Angaben erhalten. 

(2) Telefonische Auskünfte sollen aus Datenschutzgründen nicht
erteilt werden. 

D. Stat istik

§ 39
Statistische Auswertungen 

(1) Alle im Zusammenhang mit der Führung von Gemeindeglie­
derverzeichnisscn, Kirchenbüchern (§ 9), Sakristeiverzcichnissen 
(§ 11) und Bescheinigungssammlungen (§ 10) erfaßten oder gespei­
cherten Daten dürfen in anonymisierter Form statistisch ausgewer­
tet werden.

(2) Die Führung der Gemeindegliederverzeichnisse, Kirchenbü­
cher. Sakristeiverzeichnisse und der Bcscheinigungssammlungcn 
hat so zu erfolgen, daß die Statistiken, die im Bereich der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland regelmäßig erhoben werden. mög­
lichst zeitnah und rnllständig erstellt werden können. 

(3) Wissenschaftliche Auswertungen, die über die in Abs. 1
generell erlaubten Auswertungen hinausgehen. insbesondere Unter­
suchungen, bei denen eine Anonymisierung bei der Datenerhebung 
nicht möglich ist, bedürfen der vorherigen Zustimmung des Nor­
delbischen Kirchenamtes. 

IV. Schlußbestimmungen

§ 40
Ausführungsbestimmungen; Übergangsregelung 

(1) Das Nordelbische Kirchenamt kann die zur Ausführung
dieser Rechtswrordnung nötigen Bestimmungen erlassen. 

(2) Vordrucke im Kirchenbuch- und Meldewesen, die nicht den
Anlagen 1 bis 9 entsprechen. dürfen noch his längstens 31. De­
zember 1989 verwendet werden, sofern sie nicht den Anlagen 1 
bis 9 widersprechen. 

§ 41
Inkrafttreten 

Die Rechtsverordnung tritt am 1. März 1989 in Kraft. 

§ 42
Außerkrafttreten 

Gleichzeitig treten außer Kraft: 

a) Rechtsverordnung für die Führung von Kirchenbüchern (Kir­
chenbuchordnung) vom 19. Februar 1980 in der Fassung der
Rechtsverordnungen vom 18. November 1980 (GVOBI. 1981 S.
3) und vom 31. Mai 1983 (GVOBI. S. 163);

b) Rechtsverordnung über die Wiederaufnahme Ausgetretener vom
10. Februar 1981 in der Fassung vom 10. März 1981 (GVOBl.
S. 811 unter Berücksichtigung der Änderung vom 10. November
1986 (GVOBI. S. 293);

c J Richtlinien über die Autbcwahrung von Erfassungsbelegen im 
Meldewesen vom 20. Januar 1981 (GVOBI. S. 31); 

cl) l{ichtlinie über die Meldung von Konfcs�ionsangaben an die
kommunalen Einwohnermeldeämter vom 27. Oktober 1981
(GVOBI. 1982 S. 1).

Kiel, den 17. Februar 1989 

Die Kirchenleitung 

Prof. D. Krusche 

Bischof und \'orsit,ender 
beachten. Darüberhinaus darf nur die Person, auf die sich die KL-Nr.: 117 /89 
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Exemplar hlr der aJ1re�rrierden Kirchenkreis 

M1ttPilung uoer Umgemeindung 

1•,1 ""tWorkuntJvom 

- -- - - -- - - - ' L J_[__c_[ 1 ' ' 

nM 

n" 

urngememdet VvOrden Die iJfT'c;,erne rCwng gilt auch 

fvr folgende Kinder unter 14 J�h·e" 

I
G..schiecrlt 

' l w [l__,,____ - -- - - - - ---- -----1 

SPburtson--

Gcbul'Udllurrt 

h� n" II II 

Gebu<1�n 

Gebur1sda1um 

h�\ 
nM 11 II 

Gl!bl.rtr.ort 

Gebu,u'1a!um 
�· n„ II II 

b:emplar fur die Wohnsitzk1rch1c"ngeme,nde 
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Mittei'ung 1...1Der lJrngemeindung 

e-..-------------- ·�1 mit Wirkung vom 

'""""' ...

II II 

fGr folgende Kinder unte' 1t..ah·1;1 

Exempi;H 'ur die vngemeindete Person 

Mitte1h ... rg uber Umgemeindung 

_ __ _  1�t m1\ W1rkunq vom 

---

-�,"""r,-�-
17 M 

�lt, 1 ] M 

__ _ _ __ I_, II_, II, , 

�eschlecht 
1 1 1 w 

1r1 die obenstehende K.·d.ergen: ,ce 
Pfa„t,,wrl: 

umgememdet 1NOn:len De ...;rn,;iefT'eirdung 9111 11uch 

lur folgende Kinder unte' 14 ,�h,er 

=i:=__J,..... ---

��(>o,r,wrt 

Cu11)1.in:d.i1um 
II 1 

Geburuort 

Gebu
�

s
�

aturn 
II 

Gtbur1�n 

Gtbur11d1turn 
II II 

�7�hl··-
N nM 

h:lecht 
nM 

-�:h!Kh1 
n. 

Eicemplar zum Verbleib ,n de< aufnehmenden l<<rchengerneinde 
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Anlage 3 

'1 

'OUCl7 

• -- ----- __ J 

---� 1 

C-- - - - ---- - -- - ---·-·-------"--- ----, 
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Anlage 4 a 

Korchengeme1nde 

1 1 1 1 1 
1 

Rel,g1on1.ZugehöngkeltvorderKonhrmauon 
LT 

Taufdatum(!) 

II II 
Taufort(!) 

1 

Konfirmationsbuch 

1 
Pastor/P.,.tonn(Vorname,Name) 

KonfümaUOnMPfUCtl(S,bell<'l<tslelle) 

1 Unt""chnfl 

Kirchens,egel 

(l)AngabenZ1Jr\lerwll,1Jnd,gungde!Meldw,,esen,(n,ch1,;w,ngendfCir8e\Jrtund'ung) 

GVOBI. 1989 

1 
Jahrgang I Ud Nr Kir<hl.>ngemeiMe 

Geburud;m,m 

II II 

1 

Relig.,,ns:zugehöngkeitVOfderKorifümat,o,,· 
LT 

Konfirmationsbuch 

Da1umderKon!,rmat1on 

II 1·1 

1 P
a
s10<l!'astor1n (Vomame, Name) 

);onf,m,ab0rir.spruchl81belt.,.t,;telle) 

1 Unte<Khnh 

Kitchen� 

Exemplar für die Amtshandlungserfassung (s. Rückseite) Exemplar für den KonfirmiE!rten 

X,rt:hengemejnde 1 
J
a
h
r
gang ; 

Konfirmationsbuch 

1 

Rehg1onszugehöngke1t..:>rdl"rKonflrmation 
LT 

1 Pasto<IPam,nn(Vorn"""',Marn.-) 

Konlirmab0nss.pruch(B,be11e><tstelle) 

BM>efl:.ungen 

I IJnten,:hr,ft 

Kirchen.iegel 

Exemplar für die Kirchengemeinde (zur Kirchenbuchführung) 

Nr. 5 

1 Jahrgang 1 
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Anlage 4 b 

1' 

�'den Konf1rm1erten 

<c) ,r 0rnat1onsbuch 

Exemplar for die K1rchengeme•noe (zw K.rcheribuchf�1hrung1 
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Anlage 5 

Trauungsbud'l 

1 famstandvo,[hC"'<l,l..,�ur.g 

Geocr'.>oalum 

1 II 

T�uitbtum(l) 1 ------=�-��,�,.,�,.�11",----�- -------------�0-

' L -���· ��----------------"',,-J,,,L, i___l_l���=- - -- -

II 1 

EhescN.eßu"9'da\ur,, 

II I• 
/o,1derEheschl...Oun9 

' 1 Past0</Pa,to,m(llomame, -.a ,.,..., 

(l)O'fltf,�� ........ ,,,1.,,.:,.or'>('<'�rh"'"1"(.lrlf'f,..(,p,•,1hct,,n,; c,,119...,.,.,,,al 
12) Angati,,n lW..,,...,cll-.;1�0",J"sl <W!, Mel_,. (mClt ZUt !l,e-Jr<ICaa,;, 

13) nll(h 00, !C..-:-:;C re'lcr.; 

Gl'b<Jrtsda1um 

_, II 

Eh<:-s<:hli�ungsddll.,m 

/1 II 

hemplar fur die Amtshanj,u�,gserfassung {s RUcks�te) 

Tr;i1Jungsbuch 

1 

1 Ortd.,.Ehoschhe6ung 

1 PasiooP�>lonn IVornamt>.Narre) 

IO,,de<-frauu"9 

I
Unlm•,tmll 

2 Exemplar für die Eheleute 

GVOBI. 1989 

Eh......:hi,..€Yr-g'>:iatJr 

II 1 

Trauungsbuch 

1 

1 Ortcle<[lieschl,e&.,'>g 

10,1d<-rlrauung 

1 b:e:11plar1,Jrd,eEheleute 

Trauun:;isbuch 

C--·�_·_ ----�I "'� 

f-c---c-� -- -----1 ,c;;:.;,;,,-

er,,,.,�.,. 

II II 
1 Off der f:hesdllre!.lung 

Traullfl9'(M(libtllfflJtlllel 

1 Untood•ttlt 

1 

Exemplar für die Klrchengememcle (zur KlrchenbuchfUhrung) 

Nr. 5 

-

-
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Chr 
, 
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Anlage 7 

1 
1 

,�-------- ---:cc,,, ' 
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Bescheinigung über die Zugeho'1:;i-ke'1t zt,r �Jordelbischen Ev.-Luth. Kirche 

1 An;d,n!r 

! _ _ ____ ______ � 

1�t Gemeindeglred der Nordeltischen Ev -Luch Kirche 
�e,r,e,noe-

(Rückseite 

mit Anschriftenfeld) 

__J 

Seite 77 
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B e ka n n t m a c h u ng e n  

Dienstwohnungsrecht in der 1\EK 

hier: Kostem·erteilung bei Sammelheizung und zentra ler Wann­
was�.crversor;sung 

Gemäß § 23 Abs . 4 der Pastoratsvorschriften - l\EK (GVOBL 
1986 S. 26) gelten für die Abrechnung der o .a .  Kosten die Bestim­
rnu1 1gL,n d er \'crord1 1 u 11)! über d ie vcrbr;rnchsabh:111gigc 1\br,·ch­
nung der Heiz- und Warmwasserkosten mm 5 .4 . 1 984. Di ese Ver­
oran ung ist im GVOBL 1986 S . .  37 abgedruckt worden (Anlage 5 
der Pasiorat," > rschriftrn - NL:K! 

l\lit Wirkung vom 1.3.1989 ist d iese Verordnung geändert \rnr­
den. Die geänderte Verordnung \\ i rcl nachstehend bekanntgegeben . 

Kiel .  den 1 6. Februar 1989 

,'J u rclclh i schL', Kirch,·n,, mt 

Im Auftrage : 

Az . 3550 D 1 /D 3 

J e s s e n  

Verordnung 

über die verbrauchsabhängige Abrechnung der 

Heiz- und Warmwasserkosten 

(Verordnung über Heizkostenabrechnung - Heizkosten V) 

§ 1
\nwend ungsbereich 

( l I l)icsc \l'rordnung gilt fü r die Vert ,: i l ,mg der l,u,ten

1. des Betriebs zcntra 1er Heizungsan lagen und zentra ler Warm­
\\ asscrvcrsorgungsiln l agen .

2. der eigen s:andig ge,1 erblichen Liderung von Wärme und Warm­
wasser, auch aus Anlagen ,nch Nummer 1 .  (\'.'arrnelieferung,
\Varmwasserliefcrunr)

durch den Gebäudeeigentümer ad die l\utzer der mit Wlirme oder 
Warmwasser I ersorgten Räume 

/2) Dem G ebäudeei;,cntümcr stehen gleich 

1. der zur Nutzungsubcrlassung in eigenem Namen und für �igene
Rechnu ng Berech tigte

2. derjen ige dem der· Lktricb von \n lagcn im S inne· des � 1 . \hs .  l
:\ r. l in der Weise übertragen worden ist .  da!s er dafür ein
Entgelt vom Nutzer zu fordern berechtigt ist,

3 . beim Wohnungseigentum d ie  Gemeinschaft der Wohnungs­
eigentümer im Verhältnis zum Woh nungseigentümer, bei Ver ­
mietung einer oder mehrerer Eigentumswohnungen der  Woh­
nungseigentümer im Verhältnis zum Mieter.

(3) Diese Verordnung gilt auch für d ie  Vertei l ung der Kosten d er
Wärmelieferung und Warmwasserlieferung auf die Nutzer der mit 
Wärme und Warmwasser versorgten Räume,  soweit der L ieferer 
unmittelbar mit den Nutzern abrechnet und dabei n icht den für den 
einzelnen Nutzer gemessenen Verbrauch,  sondern d ie Anteile der 
Nutze r am Gesamtverbrauch zugrunde legt : in d iesen Fällen gelten 
die Rechte und Pflichten des Gebäudeeigentümers aus dieser 
Verordnung für den Lieferer. 

(4) Diese Verordnung gilt auch für Mietverhältnisse über preis­
gebundenen Wohnra um.  soweit für d iesen nichts anderes bestimmt 
i st. 

§ 2
Vorrang vor rechtsgeschäftlichen Bestimmungen 

\u/kr bei Gebüucle mit n icht mehr ,1ls zwei Wohnung,· n ,  von 
denen eine der Vermieter selbst bewohnt. gehen die Vorschriften 
dieser Verordnung rechtsgeschäftlchen Bestimmungen vor. 

§ .3
Anwendungen auf das Wohnungseigentum 

Die Vorschr iften d ieser Verurdnung sind auf \\ olmungscigcntum 
anzuwenden unabhängig d arnn, ob durch Vereinbarung oder 
Beschluß der Wohnungseigentümer abweichende Bestimmungen 
Libcr die \ crtci lung clc r  Kosten der Versorgung mit Würme und 
Warmwasser getroffen worden sind. Auf die Anbringung und Aus­
\1 ahl der Ausstattung nach den § §  4 und 5 sowie auf d ie Verteilung 
ckr Kosten und die sonstigen Entscheidungen des Gcbiludccigentü­
mers nach den §S 6 bis 9 b und 1 1  sind die Regelungen entspre­
chend anzuwenden. die für die Verwaltung des gemeinschaftlichen 
Eigentums  im Wohnungsi:>igentumsgc,etz enth,ilten oder durch 
\ c rcinbaru11g der \\ uhnungscigentümcr getroffen wurden sind. Die 
Kosten für die Anbringung der Ausstattung sind entsprechend den 
dort vorgesehenen Regelungen über die Tragung der Verwaltungs­
k1Jste11 LU I ertei len 

§ 4
Pflkht zur \'LThrauchscrfassung 

( 1 )  Der Gebäudeeigentümer hat den anteil igen Verbrauch der 
'.\utzer an \Värme und Warmwasser zu erfassen. 

(2) Er hat dazu d i e  Wiumc· mit Aus,tatt11 11gcn 1.u r  Verbrauchs­
erfassung zu versehen : die l\utzer haben dies zu dulden. Will der 
Gebäudeeigentümer die Ausstattung zur Verbrauchserfassung mie-
11. n oder du rch eine andere /\rt der G ebrauchsühnlassung beschaf­
fen, so hat er dies den Nutzern vorher unter Angabe der dadurch
entstehenden Kosten mitzutei len: die l\faßnahme ist unzulässig,
wenn di1.' \1ehrhcit d er Nut1.1.·r imwrha lh ci1ws Monats nach
Zugang der Mittc1lung widerspricht. Die Wahl der Ausstattung
b leibt im Rahmen des § 5 dem Gebäudeeigentümer überlassen.

(3) Cenwinscha ftl ich gcnut1te Riiu111c sind von der Pfli cht zur
Verbrauchserfassung ausgenommen. Dies gilt nicht für Gemein­
schaftsräume mit nutzungsbedingt h ohem Wärme- oder Warmwas­
,crvcrbrnuch. wie Schwimmbäder oder Saunen

(4) Der I\utzer ist berechtigt. vom Gebäudeeigentümer die Erfül­
l ung dieser Verpflichtung zu \ erlangen. 

§ 5
Ausstattung zur Verbrauchserfassung 

( 1 )  Zur Erfassung des anteiligen Wärmeverbrauchs sind Wärme­
zähler oder Heizkostenverteiler. zur Erfassung des anteiligen Warm­
wasserverbrauchs Warmwasserzähler oder andere geeignete Aus­
stattungen zu verwenden. Soweit nicht eichrechtliche Bestimmungen 
zur Anwendung kommen. dürfen nur solche Ausstattungen zur 
Verbrauchserfassung verwendet werden , hinsichtlich derer sach­
verständige Stel len bestätigt haben, daß sie den anerkannten Regeln 
der Technik entsprechen oder daß ihre Eignung auf andere Weise 
nachgewiesen wurde. Als sachverständige Ste l l en gelten nur solche 
Stellen , deren Eignung die nach Landesrecht zuständige Behörde 
im Benehmen mit der Physikal isch-Technischen Bundesanstalt 
bestäti gt hat. Die Ausstattungen müssen für das jeweilige Heiz­
system geeignet sein und so angebracht werden , daß ihre techni­
sche einwandfreie Fun ktion gewährleistet ist. 

(2) Wird der Verbrauch der von einer Anlage im Sinne des § 1
Abs .  1 versorgten Nutzer nicht mit gleichen Ausstattungen erfaßt, 
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so sind zunächst durch Yorerfassung vom Gesamtverbrauch die 
Anteile der Gruppen von :\'utzern zu erfassen. deren Verbrauch mit 
glcichcn .\usstattungcn erfal�t wird. Der Gch,1udceigc11tümcr k,rn11 
auch bei unterschiedlichen \Julzungs- oder Gcbtiudcartcn oder aus 
anderen sachgerechten Gründen eine Vorerfassung nach l\utzer­
gruppen durchführen. 

§ 6
Pflicht zur I lTbrauchsabhcingigcn 

Kustcnvcrtcilung 

(1) Der Gebäudeeigentümer hat die Kosten der Versorgung mit
Wärme und Warmwasser auf der Grundlage der Verbrauchserfas­
sung nach Maßgabe der § § 7 bis 9 auf die einzelnen Nutzer zu 
verteilen. 

(2) In den Eiilen des � 5 Abs. 2 sind die Kosten wniiL·hst
mindestens zu 50 vum l lundcrt nach dem \nhiiltnis der crLd,trn 
Anteile am Gesamtverbraucl1 auf die N utzungsgruppcn aufzuteilen. 
Werden die Kosten nicht vollständig nach dem Verhältnis der 
erfaßten Anteile am Gesamtverbrauch aufgeteilt. sind 

1. die übrigen Kosten der \'ersorgung mit Wärme nach der \\'ohn­
odcr :\utzflüche oder nal'l1 dem u111baukn Raum auf die einZL'I
ncn \:utzcrgruppcn zu wrtcilen: es kann auch die Wuhn- uckr
1\utzfläche oder der umbaute Raum der beheizten lüiume
zugrunde gelegt werden.

2. die übrigen Kosten der Versorgung mit \\·armwasser nach der
Wohn· oder Nutzfläche auf die einzelnen Nutzergruppen zu
verteile-.,

Die Kostenanteile cler '\Jutzcrgruppen sind dann nach Absc1t1 1
auf die einzelnen Nutzer zu verteilen. 

(3) In den Fällen des§ ..J. Abs. 3 Satz 2 sind die Kosten nach dem
Verhältnis der erfaßten Anteile am Gesam!Yerbrauch auf die 
Gemeinschaftsräume und die übrigen Räume aufzuteilen. Die \'er­
teilun!,! der auf die Gcmci11schaftsrüu111e L'ntfa!lcnden antcilig,'11 
Kosten r·ichtct sich nach rechtsgcschäftlic:lw11 Bcsti111111u11gcn 

(4) Die Wahl der Abrechnungsmaßstäbe nach Absatz 2 SO\\·ic
nach den§§ 7 bis 9 bleibt dem Gebäudeeigentümer überlassen. Er 
kann diese einmalig für künftige Abrechnungszeiträume durch 
Erklärung gegenüber den '\utzcrn ändern 

1. bis zum Ablauf von drL'i .\brcchnungs1,'itrciumcn nach deren
crstrna I igcr ßcstirn nn111 g.

2. bei der Einführung einer Vorerfassung nach Nutzergruppen.

3. nach Durchführung von baulichen Maßnahmen. die nachhaltig
Einsparungen von Heizenergie bewirken.

Die FL'stlcgung und die .\mkrung der J\breL·lrnungsmaEstiihc si11d 
nur mit Wirkung zum Ikginn eines Abrcclrnung,zcitraumes zuLissig 

§ 7
Verteilung der Kosten 

der Versorgung mit Wärme 

(1) Von den Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage
sind mindestens 50 vom Hundert, höchstens 70 vom Hundert nach 
dem erfaßten Wärmeverbrauch der Nutzer zu verteilen. Die übri­
gen Kosten sind nach der Wohn- oder Nutzfläche oder nach dem 
umbauten Raum zu verteilen: es kann auch die Wohn- oder 
Nutzfläche oder der umbaute Raum der beheizten Räume zugrunde 
gelegt werden. 

(2) Zu den Kosten des Betriebs der zentralen Heizungsanlage
einschließlich der Abgasanlage gehören die Kosten der verbrauch­
ten Brennstoffe und ihre Lieferung, die Kosten des Betriebsstromes, 
die Kosten der Bedienung , Überwachung und Pflege der Anlage, 
der regelmäßigen Prüfung ihrer Betriebsbereitschaft und Betriebs­
sicherheit einschließlich der Einstellung durch einen Fachmann, 

der Reinigung der Anlage und des Betriebsraunics. die Kosten der 
Messungen nach dem Rundes-Immissionsschutzgesetz. die Kosten 
der i\nmi<:tung oder andcrc-r . .\tlL'n Lkr Gcbrauchsühcrlassung 
einer AusstJttung zur Vcrbraucl1,cTfassung sm,i,, d1c Kosten der 
Verwendung einer Ausstattung zur Verbrauchserfassung einschließ­
lich der Kosten der Berechnung und Aufteilung. 

(3) Für die \'erteilung der Kosten der Wärmelieferung gilt Absatz
1 entsprechend.

(..J.) Zu drn Kosten der WjrmL'iidcrung gehören das Fntgdt für 
die Würmclidcrung und die Kosten des Bc:tril'lx, ,kr LUgLfoirigen 
Hausanlagen entsprechend Absatz ::!. 

§ 8
Verteilung der Kosten 

der Ve1·sorgung mit Warmwasser 

(]) Vo11 den Kosten de, lktrid1, der zentralen \\,trmwasscrvcr­
sorgungsanlage sind mindestens 50 vom Hunden höchstens 70 
vom Hundert nach dem erfaßten Warmwassern:rbrallch, die übri­
gen Kosten nach der Wohn- uder Nutzfläche zu I erteilen. 

(2) Zu den Kosten clcs Betriebs der zentralen \rarrnwasscrvcr­
sorgungsan L1gc· gehöre, 1 d ic Kll',kn der \Vasscn 1.-1·,urgur1g. soweit 
sie nicht g,'scmdcrt ahgercchm't 1,crdcn. und diL' l<usten der Was­
sererwärmung entsprechend § 7 Abs. 2. Zu den Kosten der Wasser­
versorgung gehören die Kosten des Wasserverbrauchs. die Grund­
gebühren und die Zählermiete. die Kosten der \'ernendung von 
Zwischenzählern, die Kosten des Betriebs einer ha1iscigenen Was­
ser ;crsorgungsanlagc und cinn Wasscraulhcn:itung,anlagc ci11-
schlicElich dn :\ullwrcitungssruiiL' 

(3) Für die \'erteilung der Kosten der Warnrnasserlieferung gilt
Absatz 1 entsprechend. 

(4) Zu den Kosten der Warnrnasserlieferung gehören das Entgelt
für di,' Lieferung des \Varmwa,scrs und die Kosten des Rctriebs der 
zugehiirigrn Hausanlagen cnts11r,.'(hcml § 7 1\hs. -' 

§ 9
Verteilung der Kosten 

der Versorgung mit \\'ärrne und Warm 1, a,ser 
bei verbundenen Anlagen 

( lJ hl Lii,, ZL'tllralc AnlagL' n1r Versorgung mit \\ jnnc mit clcr 
zentralen \\'armwasserversorgungsanlage verbunden. so sind die 
einheitlich entstandenen Kosten des Betriebs aufzLttcilen. Die Anteile 
an den einheitlich entstandenen Kosten sind nach den Anteilen am 
Energieverbrauch (Brennstoff- oder Wärmeverbrauch) zu bestim­
men. Kosten. die nicht einheitlich entstanden sind. ,incl dem Anteil 
an den cinhL·itlich cntstanclcmk11 KostL·n hinnr1ur,,chncn. Der 
J\ntcil der ze11tt·alcn 1\nlagc wr \üsorgung mit\\ :m11c ergibt sich 
aus dem gesamten Verbrauch nach Abzug des \'crhrauchs der 
zentralen Warmwasserversorgungsanlage. Der Anteil der zentralen 
Warmwasserversorgungsanlage am Brennstoffverbrauch ist nach 
Absatz 2, der Anteil am Wärmeverbrauch nach Absatz 3 zu 
ermitteln. 

(2) Der Brennstoffverbrauch der zentralen Warmwasserversor­
gungsanlage (B) ist in Litern, Kubikmetern oder Kilogramm nach 
der Formel 

B = 25 ·V· (tw -10)

Hu 

zu errechnen. Dabei sind zugrunde zu legen 

1. das gemessene Volumen des verbrauchten Warmwassers (VJ in
Kubikmetern;

2. die gemessene oder geschätzte mittlere Temperatur des Warm­
wassers (t,..) in Grad Celsius:
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3. der Heizwert des verbrauchten Brennstoffes (Hu) in Kilowatt­
stunden (kWh) je Liter (]), Kubikml'tcr (m3 ) oder Kilogramm
1kg) Als Hu-Wertc können verwendet \\erden für

Heizöl 
Stadtgas 
Erdgas L 
Erdgas H 
Brechkoks 

lll kWh/1 
4,5 kWh/m3 

9 kWh/m3 

10.5 kWh/m3 

8 k\Vh/kg 

Enthalten die AbrL·chnungsunterlagen des Encrgicvcrsur)-:ungs­
untcrnehmers Hu-\Vcrtc, so sind diese zu verwenden. 

Der Brennstoffverbrauch der zentralen Warmwasserversorgungs­
anlage kann auch nach den anerkannten Regeln der Technik 
errechnet werden. Kann das Volumen des verbrauchten Warmwas­
sers nicht gemessen werden, ist als Brennstoffverbrauch der zentra­
len \\'armwasserversorgungsanlage ein .\ntcil von 18 vom Hundert 
der im,gesamt verbrauchten Brennstoffe zugrunde zu legen. 

(3) Die auf die zentrale Warmwasserversorgungsanlage entfal­
lende Wärmemenge (Q) ist mit einem \Värmezähler zu messen. Sie 
kann auch in Kilowattstunden nach der Formel 

Q=2.0·V- (t" -10) 

errechnet werden. Dabei sind zugrunde zu legen 

1. das gemessene Volumen des verbrauchten Warmwassers (V) in
Kubikmetern;

2. die gemessene oder geschätzte mittlere Temperatur des \\"arm­
\1 assers (tw) in Grad Celsius.

Die auf die zen1ralc \Varmwasscrversorgungsanlage entfallende
\Värmemengc kann auch nach den anerkannten Regeln der Tech­
nik errechnet werden. Kann sie weder nach Satz 1 gemessen noch 
nach den Sätzen 2 bis 4 errechnet werden. ist dafür ein Anteil von 
18 vom Hundert der insgesamt verbrauchten Wärmemenge zugrunde 
zu ltgen. 

141 Der Anteil an drn Kosten der Versorgung mit Wärm c ist nach 
§ 7 Abs. 1, der Anteil an den Kosten der Versorgung mit Warmwas­
ser nach § 8 Abs. 1 zu verteilen, soweit diese Verordnung nichts
anderes bestimmt oder zuläßt.

� q a 
Koslcnvcrteilung in Sonclcrl'iillen 

(1) Kann der anteilige Wärme- oder Warmwasserverbrauch von
Nutzern für einen Abrechnungszeitraum wegen Geräteausfall oder 
aus anderen zwingenden Gründen nicht ordnungsgemäß erfaßt 
werden, ist er vom Gebäudeeigentümer auf der Grundlage des 
Verbrauchs der betroffenen Räume in vergleichbaren früheren 
Abrcchnungszcitriiurnen oder des Verbrauchs vergleichbarL·r ande­
rer Räume im jeweiligen Abrechnungszeitraum zu ermitteln. Dl·r so 
ermittelte anteilige Verbrauch ist bei der Kostenverteilung anstelle 
des erfaßten Verbrauchs zugrunde zu legen. 

(2) überschreitet die von der Verbraucherermittlung nach Absatz
1 betroffene Wohn- und Nutzfläche oder der umbaute Raum 25 
vom Hundert der für die Kostenverteilung maßgeblichen gesamten 
Wohn- oder Nutzfläche oder des maßgeblichen gesamten umbau­
ten Raumes, sind die Kosten ausschließlich nach den nach § 7 
Abs.l Satz 1 und § 8 Abs. 1 für die Verteilung der übrigen Kosten 
zugrunde zu legenden Maßstäben zu verteilen. 

§ 9b
Kostenaufteilung bei Nutzerwechsel 

(1) Bei Nutzerwechsel innerhalb eines Abrechnungszeitraumes
hat der Gebäudeeigentümer eine Ablesung der Ausstattung zur 
Verbrauchserfassung der vom Wechsel betroffenen Räume (Zwi­
schenablesung) vorzunehmen. 

(2) Die nach dem erfaßten Verbrauch zu verteilenden Kosten
sind auf der Grundlage der Zwischenablesung. die übrigen Kosten 
des WärmcTerbrauchs auf der Grundlage der sich aus anerkannten 
Regeln der Technik ergebenden Gradtagszahlcn oder zcitanteilig 
und die übrigen Kosten des Warmwasserverbrauchs zeitanteilig auf 
Vor- und :\'achnutzer aufzuteilen. 

(3) Ist eine Zwischenablesung nicht möglich oder läßt sie wegen
des Zeitpunktes des Nutzerwechsels aus technischen Gründen 
keine hinreichend grnaue Ermittlung der Verbrauchsanteile zu. 
sind die gesamten Kosten nach den nach Absatz 2 für die übrigen 
Kosten geltenden Maßstäben aufzuteilen. 

(4) Von den Absätzen 1 bis 3 abweichende rechtsgeschäftliche
Bestimmungen bleiben unberührt. 

§ 10
Überschreitung der Höchstsätze 

Rechtsgeschäftliche Bestimmungen, die höhere als die in§ 7 Abs. 
1 und § 8 Abs. 1 genannten Höchstsätze von 70 vom Hundert 
vorsehen. bleiben unberührt. 

� 11 
:\usnahmen 

(1) Soweit sich die §§ 3 bis 7 auf die Versorgung mit Wärme
beziehen. sind sie nicht anzuwenden 

1. auf Räume,

a) bei denen das Anbringen der Ausstattung zur Verbrauchser­
fassung, die Erfassung des Wärmeverbrauchs oder die Vertei­
lung der Kosten des Wärmeverbrauchs nicht oder nur mit
unverhältnismäßig hohen Kosten möglich ist oder

b) die vor dem 1. Juli 1981 bezugsfertig geworden sind und in
denen der Nutzer den Wärmeverbrauch nicht beeinflussen
kann:

2. a) auf ,\ltcrs- und Pflegeheime. Studenten- und Lehrlingsheimc.

b) auf vergleichbare Gebäude oder Gebäudeteile, deren Nut­
zung Personengruppen vorbehalten ist. mit denen wegen
ihrer besonderen persönlichen Verhältnisse regelmäßig keine
üblichen Mietverträge abgeschlossen werden:

3. auf Räume in Gebäuden. die überwiegend \·ersorgt werden

a) mit \\iärme aus Anlagen zur Rückgc\,innung von Wärme
oder aus Wärmepumpen- oder Solaranlagen oder

b) mit Wärme aus Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung oder aus
Anlagen zur Verwertung von Abwärme. sofern der Wärme­
verbrauch des Gebäudes nicht erfaßt wird.

wenn die nach Landc,rL·cht zuständige Stelle im Interesse der 
Energieeinsparung und der \Jutzer eine Ausnahme zugelassen 
hat; 

4. auf die Kosten des Betriebs der zugehörigen Hausanlagen,
soweit diese Kosten in den Fällen des § 1 Abs, 3 nicht in den
Kosten der Wärmelieferung enthalten sind, sondern vom Gebäu­
deeigentümer gesondert abgerechnet werden;

5. in sonstigen Einzelfällen, in denen die nach Landesrecht zustän­
dige Stelle wegen besonderer Umstände von den Anforderungen
dieser Verordnung befreit hat, um einen unangemessenen Auf­
wand oder sonstige unbillige Härten zu vermeiden.

(2) Soweit sich die § § 3 bis 6 und § 8 auf die Versorgung mit
Warmwasser beziehen, gilt Absatz 1 entsprechend. 

§ 12
Kürzungsrecht, Übergangsregelungen 

(1) Soweit die Kosten der Versorgung mit Wärme oder Warm­
wasser entgegen den Vorschriften dieser Verordnung nicht ver-
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brauchsabhängig abgerechnet werden, hat der Nutzer das Recht, 
bei der nicht verbrauchsabhängigen Abrechnung der Kosten den 
auf ihn entfallenden Anteil um 15 vom Hundert zu kürzen. Dies gilt 
nicht beim Wohnungseigentum im Verhältnis des einzelnen Woh­
nungseigentümers zur Gemeinschaft der Wohnungseigentümer; 
insoweit verbleibt es bei den allgemeinen Vorschriften. 

(2) Die Anforderungen des § 5 Abs. 1 Satz 2 gelten als erfüllt

1. für die am 1. Januar 1987 für die Erfassung des anteiligen
Warmwasserverbrauchs vorhandenen Warmwasserkostenvertei­
ler und

2. für die am 1. Juli 1981 bereits vorhandenen sonstigen Ausstat­
tungen zur Verbrauchserfassung.

(3) Bei preisgebundenen Wohnungen im Sinne der Neubaumie­
tenverordnung 1970 gilt Absatz 2 mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Datums „1. Juli 1981" das Datum „1. August 1984'' tritt. 

(4) § 1 Abs. 3, § 4 Abs. 3 Satz 2 und § 6 Abs. 3 gelten für
Abrechnungszeiträume, die nach dem 30. September 1989 begin­
nen; rechtsgeschäftliche Bestimmungen über eine frühere Anwen­
dung dieser Vorschriften bleiben unberührt. 

(5) Wird in den Fällen des § 1 Abs. 3 der Wärmeverbrauch der
einzelnen Nutzer am 30. September 1989 mit Einrichtungen zur 
Messung der Wassermenge ermittelt, gilt die Anforderung des § 5 
Abs.1 Satz 1 als erfüllt. 

§ 13
Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes 
in Verbindung mit § 10 des Energieeinsparungsgesetzes auch im 
Land Berlin. 

§ 14
(Inkrafttreten) 

Urkunde 

über die Aufhebung der Kirchengemeinde Husum-Nord und die 

Neubildung der Kirchengemeinden Friedenskirche Husum und 

Versöhnungskirche Husum 

Auf der Gundlage der Beschlüsse des Kirchenvorstandes der 
Kirchengemeinde Husum-Nord sowie des Kirchenvorstandes des 
Kirchenkreises Husum-Bredstedt wird gemäß Artikel 10 Absatz 1 
der Verfassung angeordnet: 

§ 1

Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Husum-Nord in den Grenzen 
vom 31. Dezember 1988 wird aufgehoben. Aus ihrem westlichen 
Pfarrbezirk wird die selbständige 

.,Ev.-Luth. Kirchengemeinde Friedenskirche Husum" 

gebildet, aus dem ostwärtigen Piarr�ezirk die selbständige 

,,Ev.-Luth. Kirchengemeinde Versöhnungskirche Husum". 

§ 2

Die Grenze zwischen den beiden neugebildeten Kirchengemein­
den verläuft entlang den Straßenzügen Bredstedter Straße. Theodor­
Schäfer-Straße und Adolf-Brütt-Straße dergestalt, daß alle Anlie­
gergrundstücke der Bredstedter Straße und der Theodor-Schäfer­
Straße zur Kirchengemeinde Friedenskirche gehören. ebenso die 
Grundstücke Nr. 29 bis Ende und Nr. 42 bis Ende der Adolf-ßrütt­
Straße. Die Grundstücke Nr. 1 bis 27 und Nr. 2 bis 40 der 

Adolf-Brütt-Straße liegen aud dem Gebiet der Kirchengemeinde 
Versöhnungskirche. 

§ 3

Die Pfarrstellen der bisherigen Kirchengemeinde Husum-Nord 
werden wie folgt zugeordnet: Pfarrstelle I wird Piarrstelle der 
Kirchengemeinde Friedenskirche. Piarrstelle II wird Pfarrstelle der 
Kirchengemeinde Versöhnungskirche. 

§ 4

Das Grundstück Schobüller Straße 10 mit allen darauf befind­
lichen Gebäuden wird von der Kirchengemeinde Friedenskirche 
genutzt, das Grundstück Berliner Straße 72 mit allen darauf 
befindlichen Gebäuden von der Kirchengemeinde Versöhnungs­
kirche. Hinsichtlich des Eigentums an diesen beiden Grundstük­
ken sind die Kirchengemeinden Friedenskirche und Versöh­
nungskirchc bis zum Abschluß eines notariellen Auseinander­
setzungsvertrages Gesamtrechtsnachfolger der aufgehobenen Kir­
chengemeinde Husum-Nord. Der Abschluß eines solchen Ver­
trages wird hiermit angeordnet. 

§ 5

Mit Wirkung vom 1. Januar 1989 treten die Kirchengemeinden 
Friedenskirche und Vcrsöhnungskirche je für sich als Arbeitgeber 
bzw. Dienstberechtigter in die mit der aufgehobenen Kirchenge­
meinde Husum-Nord abgeschlossenen Arbeits- und Dienstverträge 
ein. Die Mitarbeiter werden jeweils der Kirchengemeinde zugeord­
net, in deren Bereich ihre Arbeitsstätte liegt. 

§ 6

Diese Urkunde tritt rückwirkend am 1. Januar 1989 in Kraft. 

Kiel. den 20. Februar 1989 

Nordelbisches Kirchenamt 

Kram er 

Az.: 10 Husum-Nord - R I / R 1 

Urkunde 

über die Grenzänderung zwischen den Ev.-Luth. Kirchengemein­

den Borby und St. Nicolai Eckernförde 

Aufgrund der Beschlüsse der Kirchenvorstände der Kirchenge­
meinden Borby und St. Nikolai Eckernförde sowie des Kirchen­
kreisvorstandcs des Kirchenkreises Eckernförde wird gemäß Arti­
kel 10 Absatz 1 der Verfassung angeordnet: 

§ 1

(1) In dem südlich des Windebyer Noors gelegenen Grenzbe­
reich zwischen der Stadt Eckernförde und der Gemeinde Windeby 
tritt die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Borby folgende Flurteile ab an 
die Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Nicolai Eckernförde: 

Broosbyer Koppel, Jittmoor, Schifkoppel, Domsland. 

(2) Maßgebend für die Feststellung des neuen Grenzverlaufs ist
ein Ausschnitt aus der Deutschen Grundkarte 1 : 5000, in dem das 
umgemeindete Gebiet als gelb schraffierte Fläche eingetragen ist. 
Dieser Kartenausschnitt befindet sich bei den Akten des Nordelbi­
schen Kirchenamtes. 

§ 2

Eine Vermögensauseinandersetzung findet nicht statt. 
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§ 3

Diese Urkunde tritt rückwirkend am 1. Januar 1989 in Kraft. 

Kiel. den 13. Februar 1989 

Nordelbisches Kirchenamt 

Kram er  

Az.: 10 Barby - R I / R 1 

Urkunde 

über die Auflösung der Evangelisch-Lutherischen Krankenhaus­

gemeinde St. Lukas zu Lübeck 

Die Evangelisch-Lutherische Krankenhausgemeinde St. Lukas 
zu Lübeck ist durch Kirchengesetz vom 30. März 1960, Kirchliches 
Amtsblatt der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Lübeck 1960 
S. 44, geändert durch Kirchengesetz vom 19. Juni 1964, Kirchliches
Amtsblatt 1964 S. 123, errichtet worden. 

Aufgrund der Beschlüsse der Kirchenvorstände der Evangelisch­
Lutherischen Krankenhausgemeinde St. Lukas zu Lübeck, der 
Evangelisch-Lutherischen Kreuzkirchengemeinde und der Evange­
lisch-Lutherischen Kirchengemeinde St. Martin sowie des K.irchen­
kreisvorstandes des Kirchenkreises Lübeck wird nach vorheriger 
Unterrichtung der Gemeindeglieder und nach Anhörung der 
Gemeindeversammlung nach Art. 10 der Verfassung der Nordelbi­
schen Evangelisch-Lutherischen Kirche angeordnet: 

§ 1

Die Evangelisch-Lutherische Krankenhausgemeinde St. Lukas 
zu Lübeck wird aufgelöst. Das Gebiet der Evangelisch-Lutherischen 
Krankenhausgemeinde St. Lukas zu Lübeck wird mit der Kronsfor­
der Allee 69 bis 73 und Kahlhorststraße 31 bis 37 der Evangelisch­
Lutherischen Kreuzkirchengemeinde und mit der Ratzeburger Allee 
149 bis 151 und 140 bis 160 der Evangelisch-Lutherischen Kir­
chengemeinde St. Martin zugeordnet. 

§ 2

Die im Haushaltsplan der Nordelbischen Kirche, Stellenplan der 
Pastoren, unter Funktions-Nr. 141 geführte Pfarrstelle für die 
Evangelisch-Lutherische Krankenhausgemeinde St. Lukas zu Lü­
beck bleibt Pfarrstelle der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche. Die im Haushaltsplan des Kirchenkreises Lübeck unter 
Haushaltsstelle 0510.7439 geführte Pfarrstelle des Kirchenkreises 
Lübeck bleibt Pfarrstelle dieses Kirchenkreises. Die Dienstaufsicht 
über die beiden Pastoren führt der Propst des Kirchenkreises 
Lübeck. 

§ 3

Die von der Evangelisch-Lutherischen Krankenhausgemeinde 
St. Lukas zu Lübeck angestellten Mitarbeiter (Kirchenmusiker, 
Gemeindesekretärin, Büchereihilfe, Hilfsküster und Raumpflege­
rinnen) werden vom Kirchenkreis Lübeck übernommen; in die 
bestehenden Arbeitsverträge tritt der Kirchenkreis Lübeck als 
Rechtsnachfolger ein. 

§ 4

Die Evangelisch-Lutherische Krankenhausgemeinde St. Lukas 
zu Lübeck hat am 10. November 1972 mit der Hansestadt Lübeck 
einen Mietvertrag über eine ca. 790 qm große Teilfläche des 
Flurstücks 4/11 der Flur 4 der Gemarkung Strecknitz, gelegen 
zwischen dem Hörsaal und dem neuen Schwesternwohnheim der 
Medizinischen Akademie Lübeck-Ost (jetzt Medizinische Universi­
tät) geschlossen. Die Nordelbische Evangelisch-Lutherische Kirche 
tritt an Stelle der Krankenhausgemeinde in diesen Vertrag ein. Sie 
wird Eigentümerin des auf diesem Grundstück errichteten Gemein­
dehauses einschließlich der vorhandenen Einrichtungsgegenstände. 

§ 5

Das auf dem Gelände des Städtischen Krankenhauses Süd befind­
liche Gemeindezentrum der Evangelisch-Lutherischen Kranken­
hausgemeinde St. Lukas geht einschließlich der vorhandenen, im 
Eigentum der Evangelisch-Lutherischen Krankenhausgemeinde St. 
Lukas stehenden Einrichtungsgegenstände in das Eigentum des 
Kirchenkreises Lübeck über. Der Kirchenkreis Lübeck tritt in den 
zwischen der Evangelisch-Lutherischen Krankenhausgemeinde St. 
Lukas und dem Land Schleswig-Holstein geschlossenen Vertrag 
vom 19.1.1983 über die Nutzung des Kirchenraumes als Hörsaal 
ein. 

§ 6

(1) Der Seelsorgedienst an der Medizinischen Universität und an
dem Städtischen Krankenhaus Süd wird fortgeführt. 

(2) Die Nordelbische Kirche stellt dem Kirchenkreis Lübeck die
Mittel zur Verfügung, die die Fortführung der Krankenhausseel­
sorge an der Medizinischen Universität in dem bisherigen Umfang 
ermöglichen. Vor einer erheblichen Änderung der Höhe sind neue 
Verhandlungen mit dem Kirchenkreisvorstand des Kirchenkreises 
Lübeck erforderlich. 

(3) Der Dienst der Krankenhauspastoren soll durch einen Beirat
begleitet werden. Einzelheiten werden durch eine Vereinbarung 
über die Arbeit des Beirats zwischen der Nordelbischen Evangelisch­
Lutherischen �Grche und dem Kirchenkreis Lübeck geregelt. 

§ 7

Mit Inkrafttreten dieser Urkunde erlischt die Mitgliedschaft der 
Kirchenvorsteher der Evangelisch-Lutherischen Krankenhausge­
meinde St. Lukas zu Lübeck im Kirchenvorstand und in der 
Kirchenkreissynode. 

§ 8

Diese Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1989 in Kraft. 

Kiel, den 20. Februar 1989 

Nordelbisches Kirchenamt 

Kram er 

Az.: 43109 - R I / W II / R 1 

Zusammensetzung des Theologischen Beirates 

In der Zusammensetzung des Theologischen Beirates (vgl. Veröf­
fentlichungen vom 25. Mai 1987 - GVOBI. S.146, vom 22. Juni 
1988 - GVOBI. S. 120, vom 28. Oktober 1988 - GVOBI. S. 215 und 
vom 1. Dezember 1988 - GVOBI. S. 242 hat sich eine weitere 
Veränderung ergeben: 

Wahl durch die Synode (nichttheologische Mitglieder, Artikel 

101 Abs. 1 Buchst. d) der Verfassung): 

ausgeschieden: 

Oberstudienrat Harald Goldheck-Löwe, Großhansdorf 

neues Mitglied: 

Hausfrau Elisabeth Süßebecker, Lütjenburg. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Kläschen 

Az.: 1022 - 11 - T 2 
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Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels 

Kirchengemeinde: Harmnl!'de 

Kirchenkreis: Herzogtum Lauenburg 

Die l:mschrift des Kirchensiegels lautet: Ev.-Luth. Kirchenge­
meinde Hamwarde. 

Nordl'lbisches Kirchcnaml 

l m Auftrage:

Kram er

Az.: 9153 Hamwarde - R I I ARN 2 

Berichtigung zu § 26 Pastorenausbildungsgesetz 

lki der Bck,11111tmachung tks Kirchengesetzes übn die Ausbil­
dung zum Dil'mt des Pastors in dl'r Norcklbischcn L\ angclisch­
Lutherischen Kirche (Paslorenausbildungsgesetz) mm 8. Oktober 
1978 in der Fassung vom 28. Januar 1989, veröffentlicht im GVOBl. 
1989 Nr. 4 S. -+4. ist§ 26 bedauerlicherweise nicht richtig wiederge­
geben. § 26 Pastorenausbildungsgesetz muß richtig wie folgt lauten: 

„Diese, Kirchengesetz tritt am Tage nach der \"csrkündung 
in Kraft ·· 

Wir bitten um Berichtigung. 

Kiel, den 27. Februar 1989 

Nordclbischc, l(irchenam( 

Dr. B l,1schkc 

Az.: 2321 - \ H II A 1 

S te1lena us s chreibu n gen 

Pfarrstellenausschreibungen 

In der Kirchengemeinde St .  S imeon. Hamburg-Osdorf. 
im Kirchenkreis Blankenese wird die 1. Pfarrstelle vakant und ist 
zum 1 Oktober 1989 mit einem Pastor oder L·incr Pastorin zu 
besetzrn. Die Besetzung L'tfolgt durch Wahl des l(irchenvorstancks 

Die Kirchengemeinde umfaEt einen in der sozialen Struktur sehr 
unterschiedlichen Bezirk \ on 5200 Gemeincegliedern. die von 2 
Pfarrstellen aus betreut werden. Wur suchen eine/n Pastor:in. 
der/die einem Modell sehr offener Gemeindearbeit zustimmen 
kann. in der ehrenamtliche Mitarbeiter verantwortlich tiitig sind 

Der Gottesdienst steht im \littclpunk!. Oft wird konzertante Musik 
in die Liturgie einbezogen. 

Wenn Sie Lust auf eine entspannte Zusammenarbeit in einer 
spannenden Arbeit haben, rufen Sie uns an! 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Blanke­
nese. Dormienstraße 1 a, 2000 Hamburg 55. Weitere Unterlagen 
sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilt Pastor V. 
Hausen, TeL 040/80 32 36. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Osdorf (1) - PI / P 2 

In der Martins-Kirchengemeinde Kiel-Wik im Kirchen­
kreis Kiel ist die 2. J>farrstelle vakant und umgehend mit einem 
Pastor oder einer Pastorin in einem eingeschränkten Dienstver­
hältnis (50 ° o) zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch bischöf­
liche Ernvrrnung 

Die Martins-K1rchengcmcirn.lc Kicl-Wik (StadHciiL- Projcnsdorf 
und Klausbrook) liegen im Norden Kiels, nah zur Stadtmitte. Die 
Gemeinde hat ca. 4.000 Gemeindeglieder. Das Neubaugebiet Klaus­
brook ist der Gemeinde vor noch nicht langer Zeit zugeordnet 
worden. Hier wohnen vor allem junge Familien mit kleinen Kin­
dern. Der l':1stor oder die Pastorin. der bzw. die die halbe Pfarrstelle 
inm'hat, soll pr-imiir fi.ir die 1\rbL'it in diesem Gcbil'I 1ustlindig sein. 
Ein wichtige, .\rbeitskld ist auEcrdcm die Seelsorge in einem 
Altenheim. Ein Pastorat, das im Gemeindezentrum mit Kirche und 
Gemeindehaus liegt, ist vorhanden. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Bischof für den Sprengel Holstein­
Lübeck über den Herrn Propst des Kirchenkreises Kiel, Ziegelteich 
29, 2300 Kiel L Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzurei­
chen. Auskünfte erteilen Pastorin Dr, Schwinge, Charles-Roß-Ring 
118, 2300 Kiel, Tel. 0431/3 42 72, und Propst Hasselmann. Ziegel­
teich 29, 2300 Kiel 1, Tel. 0431/9 4021. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Martins-Kirchengemeinde Kiel-Wik (2) - P II / P 1 

*
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Die neu erri chtete Pfarrstelle des K i r c h e n k r e i s e s  R e n d s b urg  
fo r diakoni :,.'!1 1.· Aulg:,hc 11 i s\ umgd1l'11cl m it e i n e  1 ; ;  Pastor udrr 
Pastorin zu bcsctzt 1 1 .  Die Besetzung erfolgt d urcn Berufung des 
Kirchenkn:: i svorstandes auf Zeit . 

Die Stclki1 inhahcri11 bzw. dn S tcl lcn in lubcr s, >1 1  mit der LL· itung 
des Kirchenkreishilfswerkes betraut werden ,  zu dessen Einrichtun­
gen neben dem Diakonischen A.mt in Rendsburg mit 8 hauptamt­
l i L·ht· 1 1 M it;1 rkitcri rrncTr und \1 iL.11 bcill'rn suwi,· t·t11 a 60 m:h1·n :1 1111 -
liclrcn Haus.c:/l egerinnt'n ,  Soz i:d- und Scliu ldncrbcratung iir, Kir­
chenkreis. rkr Gcfangcnenfürsu ,·.!Zewrein. d ie Bahntwfsmissiun und 
ein Arhl' i ts\t,scnprojekt gehören .  Die . .\ufgabensc:l'.vcrp11 n kte der 
Di,J lrn11 icpa.stmi11 bzl'. des U ialrnnicp:J ,.turs ,ind ,eelsurge r l ichc 
Beglei tung und Theo logische Fortbildung  der l\llitarbdterinnen und 
\J itarheiter. Herstel lung bzw ".u:,bau der Kon taktt zwischt,n dem 
1, i rche11krc;,;f1i1Lwcrk und den l<in·hL·n .�c·mci11cle 1 1 .  drn rkdwn i  
sehen Einric-htungcn am Ort. d en  anderl:n Wohll'uh rtsverhiinden 
sowie zu kommunaler Stel len. \\ ir ,uchen eine Pastorin oder -� inen 
Pustnr. d ie' t 11\� 1

• der Ui n/crc Zci ! 1n e iner  J.;_ i rchcngc111cinde tüt ig war 
und daher LrfahrungeP mit ,kr U iakonic inn erhalb cler Kirchenge­
meinde gemacht h�r. Sie bz\\ er sollte auch Einbl ick genommen 
kt�'cn in (l i t  Zus,1mmrnh 'ing,.· d i a klln ischer .'\rhvii i 1 1nl'l'lr ,ilb der 
c"iu,·uelbischc· 1 1  Kircli l 

Bewerbvngcn mtt a ,1 ,führ l ichcm. handgcschrieb,·nen Lebenslauf 
,,i 1 1 d  ru ri ch t ,111 an  cl cn  Ki:'l h , · 1 •k n·is\'m -. ,inHJ cl,·, K irchc•n t; 1·1: i scs 
!Z,ndsburg . .  \11 der \L1 r icnkird : c  7-0 2 .3 :· u  fü:mbburg.

\Vei tere l'nt•.:r lagcn sind auf Anforderung e ir;z ,ireichcn .  Aus-
1, ; i r.fl e  crtl' ,kn Pro; 1 •, t  lncb i ,11 , A 11 dn \larirnkirchc 7 - ,' 2370
i,,•ndsburg. T.: L o,ts5 J 7 l l 7 1 .  und l'a, ,u!  U t .  Kasch. Ho l l ing,trn lk 
lJ. a , 2370  Büdelsdorf.Tc! . 0433 1 /3 l j  :::

·\blau! ,k r· fü·1vnhungsfr 1< '  S,:d1, \\ '1Ciit' 1 1  11:i ·h Ers, !w incn
;}csc r Ausi,:abc dö Cr· :,vtz- ur1 c: Vcrordm:gsblattes. 

\ 1 . :  20 Di�ikonischc F l l l  P 1 

Sic l lcnausschrcibu1 1gen 

Die Ev. -Luih . Kjrchcngcnwinde \\'ent : .. rf hei Hamburg ,ucht zum 
\un i  l 9t.:'-f fii r c· i n �, ( k 

ei ne in Diakon/in ( Sozialpädagogin: gen) 

für den Rer,., i c h  der Krnder · .  Konfirmanden- und J ugendarbeit. 

Ls wird ·cm/c , und sclbsliind igc r 1'V! i tarbcitcr iil1 
gesucht die "der ihre 'se ine  lccen \'crwirklichcn .  Impulse setzen 
möchte und bere i t  :,, mit 2 Pastoren . Jugendlichen .  ehrenamtl i ­
,hcn Hclf,_· r :1 / im1 L,n u n d  dL-r, , Z i l' i l , l i c,; ,, t l c i sl\'mL-n 7LJS,ll7 : 1m:nzu­
arbciten. 

Die Kirchengemeinde  am östl i cht:n Stadtrand von Hamburg hat 
ca . 5 . 300 Gem eindeglieder .  Jn einem eigenen fugendha. u s  finden 
ganz unterschiedlich e Kinder- und fugendaktivitäten s tatt . 

Vergü tung nach KAT. Eine Mitarbeiterwohnung i st vorhanden. 

Bewerbungen sind bis spätestens zum 3 1 . 3 . 1 989 mi t  den üblichen 
Bewerbungsunterlagen <1.n die Kirchengemeinde Wentorf, Am Burg­
berg 1 .  2057 Wentorf zu riC'hten . 

Auskünfte ertei l t:n :  Pastor Barkowski. Tel .  040/7 202 425 : Pastor 
Schröder. Tel .  040/7 202 7 1 1 : Mart ina Pl eyer. Pädagogin , Tel .  
040/-:- 203 786. 

Az. : 30 - Wentorf bei Hamburg - E 1 

In der Ev. -Luth. Kirchengemeinde Volksdorf. Hamburg 67 .  ist die 

B - Kirchenmusikerstel l e  

an der  Kirche  am Rockenhof baldmöglichst zu  bl'setzen.  

Wir 1,1 iimchen uns  e inen künstlerisch begabten Mitarbeiter/Mit­
arbeiterin der/d ie in der in der Lage ist. als Kantur/in und Organi­
st/in die reiche kirchenmusikalische Trad ition unserer Gemeinde 
lortzufül 1 rL· n und m·uc Ideen l.' i nzuhri'1gen . 

Zum :'l.ufgabenbcreich des neuen ,Mi tarbeiters/Mitarbeiterin 
gehören · 

G()ttcsd icn st ab 1.;,antor/ in und ürgc1n istlin 
- Organi,tendienst bei Amtshandlungen
- Leitung der Kantorei

Aul1)au ,·incs l ugL·mlchorc,. c· incs Kirchench on·s und V< 1 1 1  I n stru­
mentalgruppen

- Durchführung Fm musikalischen Vespern und Konzerten .

D ie  K i rche am R1 1ckcnhof , st Prcdigtstättc für dre i  Past,ircn .  Sie
verfügt tiber eine dreimanualige Orgel mit 30  Rc'gistern und ein 
Cembalo .  

Die Amtc l l ung  ,5folgt 1, ,1d1 dem Kirch l i c hen J\ngL·stcl ltcn ­
rarifvertrag (KAT-NEK) . 

Volksdorf liegt \·erkehrsgünstig in bester Wohngegend im Nord-
11stc11 1 !:: mburgs . .-\ lk Schu lc1ric 11 sind am Ort ' 1:r ( rcll't1 .  

Bewerbungen sind  zu richten an den Vorsitzenden des Kirchen-
1·orstandes. Herrn Ulrich Seebaß, Rockenhof 5. 2000 Hamburg 67. 
f'l' L 04()1(, ll3 1 1  LJf - Kirchenbüro. Auskunft c1w i lcn l'aswrin Inn ­
gart Soltau. Tel .  04016 03  05 08  und Propst He!mer-Christoph Leh­
mann, Tel .  040/603 143 44. 

Die Au,sc hrcibung hat G1: : t igkcit bis rnm 1 5 .  \l:ti 19X9. 

Az . :  30 - \'olhdod - T 1 1 T 3 

1 1 1  der 1 :va11gcl isch-LuthL-r ischrn K 1 rchcngc111 L· indc Selent ist 
zum 1. April 1 989 die hau ptamtl iche 

B - Kirchenmusikerstelle 

;u hcsl't;:c:n.  

Gesucht wird ein 'e Mitaroeiter/in. der/die neben dem Kirchcn­
mus ikcrarnt 1\ufg11 hc11 in der Jugcndarlwit wahrnimmt Art und 
Lmfang ,<Jwie die Zeitdauer der kirchcnmusikal iscl1en und ande­
ren Aufgaben werden in einer örtlichen Dienstanweisung abgegrenzt. 

Die Vcr.'liitung r i chte! sil'i1 n ach ckrn Kirchlichen 1\ngL·stdltcn­
·1 arifvcnrag (KAT-'.\ EKJ

Selent li egt etwa 25 km von Kiel entfernt am Selenter See in einer
sehr schönen Landschaft. Ein Mitarbeiterwohnhaus ist vorhanden.
Grund- und Hauptschule sind am Ort. weiterführende Schulen im
1 2  km entfernten Lütj enburg (gu te Busverbindung) .

Wenn Sie anrufen möchten, am besten in der  Mittagszeit oder am
.\bend , unter der Tel . - Nr. 04384/760.

Schriftliche Bewerbungen richten Sie b itte an Pastor Klaus 
Kosbab , Dorfplatz 5, 23 1 9  Selent. 

Die entstehenden Kosten im Falle einer persönlichen Vorste llung 
werd en erstattet. 

Az . :  30 - Selen t - T  1 / T 3 
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Die Ev.-Luth. Kreuzkirchengemeinde Pinneberg-Walde1nu sucht 
1urn 1 St'ntcmbcr I C189 

eine:n Diakon in 

dl'r/die mit Sch'-'·erpunkt in cigenwrantwon,·t1:T Kind,•r und 
[ugcndarheil an der Ccstahu;,g des Cc111cimkkbcns 11111\1 irkl. 

In der Kreuzkirchengemeinde leben 2 .. 300 evangelische Christen. 
\'0n dent·n sich viele mit ihrer Pastorin und den \1itarhcitern auf 
L'im·11 Diakonlcinc Diakon in li-cul'Tl. ein die GL1uhc•1 um: l .1clw n, 
den Menschen bringt. 

Bewerbungen sind bis zum 15 MiiP 1989 7ll richten :rn den 
Kirchcll\ ur,!and der Ev.-Luth. �,., IF·11dc! 
der Landstr. 7 4, 2080 Pinnebtrg. 

Auskünfte crtcili die Vorsitzl.'nde des Kirchell\ orstancic:,. Pasto 
rin Erdmuthc Lure 1llzv11. Tel. 114101 lt> W 21 

. .\z.: 30 - Kreuzkirchengemeinde Pinncberg-Wa!clenau - E 

Die Ev l.uth Christuskirchcngcmci;1de: in Harnhurg \\'anclshck 
,uchl zun, baldcstmiiglichcn Lcitpu11k1 

eine/n Küster.iin 

Es hancklt sich Ul'l eine Gam.1agsstc-l!c. 

Der Aufgabenbereich umfaßt u.a. die \litwirkung bei Guttescl;en 
sten, Amtshandlungen und \'eranstaltungen SO\\·ic die Betreuung 
der Gebüudc und G�undstück,' c·insch1icRlicli kkincrcr l(,paratu­

ren und der Gartenpflege, Schnee- und Eisbeseitigung (Schnee­
pflug vorhanden) 

Es wird c•in/c \li!arbcitcr in gL'suchL clic/lln miigkh,I c-inc 
handwerkliche Ausbildung mitbringt. 

Wir wünschen uns 

- Freude am goltc'scknsllichc·n und kirL'hlichcn l.cbu1

- Aufgeschlossenheit gegem,ber den \ iE'lfältigen Fragen u:1d Pro-
blemen unserer Zeit

- ßcrcibchaft zur Zusarnmc·narbcii 111it haupt und mbcnaml
liehen \litarbeitern unserer Gemeinde.

Wir bick:1 eine _gcr:iumigc Dicnsfw()hnung und Vergütung nach
[(,\!'. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen erbitten wir bis zum 
April 1'189 an dc-11 Kirchc,i\urstand der Christuskirchs> Wands 

bl'k, Schlul,strafk 78, 2000 Hamburg �G. 

Auskünfte erteilt der Vorsitzende des Kirchenvorstandes. Pastor 
D. Hogestraat, Tel. 040/68 32 96.

Az.: 30 Wandsbek-Christusgem. - D 11 
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Person alnachri eh ten 

Ernannt: 

l\lit Wirkung vom 1. \lärz 1989 die Pastorin \largarete Ko h 1. z.Z. 
in Hamburg-Lohbrügge, bei gleichzeitiger Begründung eines 
Dienstverhältnisses als Pastorin auf Lebenszeit zur Nordelbi­
schcn Ev.-Lulh. Kirche, zur Paslurin ULT 3. Pfarrstelle der 
Erliiscr-Kirchengrn1eincle l lamhurg-Loh brüggc, Kirchen kreis 
Stormarn - Bezirk Keinbek-Billetal -. 

Eing eführt 

AP1 5 Februar 1989 der Pastor Martin Buowski als Pastor die 
1 Pl'arrslcllc der [(irclwngc111L'indc \\ rntorf, Kirchenkreis Stor-
11,cirn - Buirk Rcinbck-Billetal -: 

am 5. Februar 1989 der Pastor Harald Schrader als Pastor in die 
1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde St Nikolai zu Kiel. Kir­
chenkreis Kiel:

am 10 Februar 1989 der Pc1stor Erich Kah in das Amt eines Pastors 
lks Nordclbisclwn [ugL·ndwcrkcs. 

Beauftragt: 

Mit Wirkung vom 1. März 1989 der Pastor z.A. Dr. 
:\lartin Viertel. z.Z. in Kiel-Wik, im Rahmen seines Dienst­
verhältnisses auf Probe zur Nordelhischen Ev.-Luth. Kirche 
wr Dienstleistung i111 Evangelischen Rundfunkreferat der nord­
cl�utschcn Kirchen lllil dclll Dicnstsiu Eie! (Auftragsiimkrung). 

l'mgewancle l t: 

\!it Wirkung vom 1. Juli 1989 das uneingeschränkte Dienstwr­
hiiltnis des Pastors Peter Friedrich R ü h e in ein eingeschränktes 
Dicnstvcrhiiltnic. (SO'\,) als Pastor der :2. �'farrstcllc der ]uhila­
tcgcmcindc Öjenclorf Kirchrnk,cis Stmmarn - l-lczirk lh·inbd:.­
Billctal 
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